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Gesetz 

zur Wahrung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung 
der obersten Gerichtshöfe des Bundes 

Vom 19. Juni 1968 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be¬ 
schlossen: 


Erster Abschnitt 

Gemeinsamer Senat 
der obersten Gerichtshöfe 

§ 1 

Bildung des Gemeinsamen Senats 

(1) Zur Wahrung der Einheitlichkeit der Recht¬ 
sprechung der in Artikel 95 Abs. 1 des Grund¬ 
gesetzes genannten obersten Gerichtshöfe des Bun¬ 
des wird ein Gemeinsamer Senat dieser obersten 
Gerichtshöfe gebildet. 

(2) Der Gemeinsame Senat hat seinen Sitz in 
Karlsruhe. 


§ 2 

Zuständigkeit 

(1) Der Gemeinsame Senat entscheidet, wenn ein 
oberster Gerichtshof in einer Rechtsfrage von der 
Entscheidung eines anderen obersten Gerichtshofs 
oder des Gemeinsamen Senats abweichen will. 

(2) Sind nach den Gerichtsverfassungs- oder Ver¬ 
fahrensgesetzen der Große Senat oder die Ver¬ 
einigten Großen Senate eines obersten Gerichtshofs 
anzurufen, so entscheidet der Gemeinsame Senat 


erst, wenn der Große Senat oder die Vereinigten 
Großen Senate von der Entscheidung eines anderen 
obersten Gerichtshofs oder des Gemeinsamen 
Senats abweichen wollen. 


§ 3 

Zusammensetzung 

(1) Der Gemeinsame Senat besteht aus 

1. den Präsidenten der obersten Gerichtshöfe, 

2. den Präsidenten der beteiligten Senate und 

3. je einem weiteren Richter der beteiligten Senate. 

(2) Führt der Präsident eines obersten Gerichts¬ 
hofs den Vorsitz in einem beteiligten Senat, so wir¬ 
ken außer ihm zwei weitere Richter des beteiligten 
Senats in dem Gemeinsamen Senat mit. 

(3) Bei Verhinderung des Präsidenten eines ober¬ 
sten Gerichtshofs tritt sein Vertreter im Großen 
Senat, bei Verhinderung des Präsidenten eines be¬ 
teiligten Senats sein Vertreter im Vorsitz an seine 
Stelle. 

(4) Die zu entsendenden Richter (Absatz 1 Nr. 3 
und Absatz 2) und ihre Vertreter werden von den 
Präsidien der obersten Gerichtshöfe für die Dauer 
von zwei Geschäftsjahren bestimmt. 
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§ 4 

Beteiligte Senate 

(1) Beteiligt sind der vorlegende Senat und der 
Senat des obersten Gerichtshofs, von dessen Ent¬ 
scheidung der vorlegende Senat ab weichen will. Ist 
der Senat des anderen obersten Gerichtshofs bei 
Eingang des Vorlegungsbeschlusses für die Rechts¬ 
frage nicht mehr zuständig, so tritt der nach der 
Geschaitsverleilung nunmehr zuständige Senat an 
seine Stelle. Haben mehrere Senate des anderen 
obersten Gerichtshofs über die Rechtsfrage abwei¬ 
chend entschieden, so ist der Senat beteiligt, der 
als letzter entschieden hat, sofern nach der Ge- 
.schäftsverteilung nicht ein anderer Senat bestimmt 
ist. 

(2) Wird die Rechtsfrage von dem Großen Senat 
eines obersten Gerichtshofs vorgelegt oder will der 
vorlegende Senat von der Entscheidung des Großen 
Senats eines anderen obersten Gerichtshofs abwei¬ 
chen, so ist der Große Senat der beteiligte Senat. 
Entsprechendes gilt für die Vereinigten Großen 
Senate eines obersten Gerichtshofs. 


§ 5 

Vorsitz 

Den Vorsitz führt der lebensälteste Präsident der 
nichtbeteiligten obersten Gerichtshöfe. Er wird bei 
der Leitung der mündlichen Verhandlung sowie der 
Beratung und Abstimmung durch den lebensältesten 
der anwesenden Präsidenten der anderen obersten 
Gerichtshöfe, bei den übrigen Geschäften des Vor¬ 
sitzenden durch seinen Vertreter im Großen Senat 
vertreten. 

§ 6 

Abstimmung 

Der Gemeinsame Senat entscheidet mit der Mehr¬ 
heit der Stimmen seiner Mitglieder. 

§ 7 

Vorrang der Amtsgeschäfte im Gemeinsamen Senat 

Die Tätigkeit im Gemeinsamen Senat geht der 
Tätigkeit an dem obersten Gerichtshof vor. 

§ 8 

Geschäftsstelle 

Für den Gemeinsamen Senat wird eine Geschäfts¬ 
stelle eingerichtet. Das Nähere bestimmt der Bun¬ 
desminister der Justiz. 

§ 9 

Rechts- und Amtshilfe 

Alle Gerichte und Verwaltungsbehörden leisten 
dem Gemeinsamen Senat Rechts- und Amtshilfe. 


Zweiter Abschnitt 
Verfahrens Vorschriften 

§ 10 

Grundsatz 

Soweit in den §§ 11 bis 17 nichts anderes bestimmt 
ist, gelten für das Verfahren vor dem Gemein¬ 
samen Senat die Vorschriften für das Verfahren vor 
dem vorlegenden Senat entsprechend. 

§ 11 

Vor legungs verfahren 

(1) Das Verfahren vor dem Gemeinsamen Senat 
wird durch einen Vorlegungsbeschluß eingeleitet. 
In diesem ist die Entscheidung des obersten Ge¬ 
richtshofs, von der der vorlegende Senat abweichen 
will, zu bezeichnen. Der Beschluß ist zu begründen 
und den am Verfahren Beteiligten zuzustellen. 

(2) Die Senate, die Großen Senate oder die Ver¬ 
einigten Großen Senate der obersten Gerichtshöfe 
holen die Entscheidung des Gemeinsamen Senats 
unmittelbar ein. Gleichzeitig ist das Verfahren vor 
dem vorlegenden Senat auszusetzen. 

§ 12 

Stellungnahmen der obersten Gerichtshöfe 

(1) Der Vorsitzende des Gemeinsamen Senats 
gibt den obersten Gerichtshöfen von dem Vor¬ 
legungsbeschluß Kenntnis. Die obersten Gerichts¬ 
höfe teilen dem Gemeinsamen Senat mit, ob, mit 
welchem Ergebnis und mit welcher Begründung sie 
die streitige Rechtsfrage bisher entschieden haben 
und welche damit zusammenhängenden Rechts¬ 
fragen zur Entscheidung anstehen. 

(2) Der Gemeinsame Senat kann einen obersten 
Gerichtshof ersuchen, seine Auffassung zu einer für 
die Entscheidung erheblichen Rechtsfrage darzu¬ 
legen. Der ersuchte oberste Gerichtshof legt eine 
Äußerung des Senats vor, der nach der Geschäfts¬ 
verteilung zur Entscheidung über die streitige 
Rechtsfrage zuständig ist oder, wenn nach der Ge¬ 
schäftsverteilung kein bestimmter Senat zuständig 
ist, vom Präsidium bestimmt wird. Auch ohne 
Ersuchen kann ein oberster Gerichtshof dem Ge¬ 
meinsamen Senat eine Äußerung seines zuständigen 
Senats zu der Rechtsfrage vorlegen. 

(3) Der Vorsitzende des Gemeinsamen Senats 
teilt die eingegangenen Äußerungen den am Ver¬ 
fahren Beteiligten mit. 

§ 13 

Beteiligte am Verfahren 

(1) Die am Verfahren vor dem vorlegenden 
Senat Beteiligten sind auch am Verfahren vor dem 
Gemeinsamen Senat beteiligt. Sie sind in dem Vor¬ 
legungsbeschluß zu bezeichnen. 

(2) Der Generalbundesanwalt beim Bundes¬ 
gerichtshof kann sich am Verfahren auch beteiligen, 
wenn er nach den für einen beteiligten Senat gel- 
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tenden Verfahrensvorsdiriften berechtigt ist, am 
Verfahren mitzuwirken. Der Vorsitzende des Ge¬ 
meinsamen Senats gibt dem Generalbundesanwalt 
von solchen Verfahren Kenntnis. 

(3) Der Vorsitzende des Gemeinsamen Senats 
soll dem Generalbundesanwalt, auch wenn er am 
Verfahren nicht beteiligt ist, Gelegenheit zur Äuße¬ 
rung geben, wenn die vorgelegte Rechtsfrage für 
das Rechtsgebiet, für das der Generalbundesanwalt 
zuständig ist, Bedeutung hat. Die Äußerung ist 
den am Verfahren Beteiligten mitzuteilen. 

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten für den Ober¬ 
bundesanwalt beim Bundesverwaltungsgericht, den 
Bundesdisziplinaranwalt und den Bundeswehrdiszi- 
plinaranwalt entsprechend. 

§ 14 

Aufgabe der früheren Rechtsprechung 

Schließt sich der Senat des obersten Gerichtshofs, 
von dessen Entscheidung abgewichen werden soll, 
innerhalb eines Monats durch Beschluß der Rechts¬ 
auffassung des vorlegenden Senats an, so ist das 
Verfahren einzustellen. Die Frist beginnt mit dem 
Eingang des Vorlegungsbeschlusses bei dem ober¬ 
sten Gerichtshof, von dessen Entscheidung abge- 
wichen werden soll. Sie kann von dem Vorsitzen¬ 
den des Gemeinsamen Senats verlängert werden. 

§ 15 

Gegenstand der Entscheidung 

(1) Der Gemeinsame Senat entscheidet auf Grund 
mündlicher Verhandlung nur über die Rechtsfrage. 
Mit Einverständnis der Beteiligten kann der Ge¬ 
meinsame Senat ohne mündliche Verhandlung ent¬ 
scheiden. Findet keine mündliche Verhandlung statt, 
so ist vor der Entscheidung den am Verfahren Be¬ 
teiligten Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 

(2) Die Entscheidung ist zu begründen und den 
Beteiligten zuzustellen. 

§ 16 

Wirkung der Entscheidung 

Die Entscheidung des Gemeinsamen Senats ist 
in der vorliegenden Sache für das erkennende 
Gericht bindend. 

§ 17 

Kosten 

(1) Das Verfahren vor dem Gemeinsamen Senat 
ist kostenfrei. 

(2) Außergerichtliche Kosten werden nicht er¬ 
stattet. 

Dritter Abschnitt 
Schlußvorschriften 

§ 18 

Erweiterung der Revisions- und Vorlegungsgründe 

(1) Hat ein Gericht die Revision oder die Rechts¬ 
beschwerde zuzulassen, wenn es von einer Ent¬ 
scheidung eines obersten Gerichtshofs abweicht, so 


ist die Revision oder die Rechtsbeschwerde auch 
zuzulassen, wenn das Gericht von einer Entschei¬ 
dung des Gemeinsamen Senats abweicht. Findet die 
Revision oder die Rechtsbeschwerde an einen ober¬ 
sten Gerichtshof bei einer Abweichung von dessen 
Entscheidung ohne Zulassung statt^ so ist die Revi¬ 
sion oder Rechtsbeschwerde auch bei einer Ab¬ 
weichung von einer Entscheidung des Gemeinsamen 
Senats zulässig. 

(2) Hat ein Gericht eine Sache einem obersten 
Gerichtshof vorzulegen, wenn es von dessen Ent¬ 
scheidung abweichen will, so hat das Gericht die 
Sache dem obersten Gerichtshof auch vorzulegen, 
wenn es von einer Entscheidung des Gemeinsamen 
Senats abweichen will. 

§ 19 

Änderung des Richterwahlgesetzes 

Das Richterwahlgesetz vom 25. August 1950 (Bun- 
desgesetzbl. S. 368) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

.§ 1 

(1) Die Richter der obersten Gerichtshöfe des 
Bundes werden von dem zuständigen Bundes¬ 
minister gemeinsam mit dem Richterwahlausschuß 
berufen und vom Bundespräsidenten ernannt. 

(2) Bei der Berufung eines Richters an einen 
obersten Gerichtshof wirkt der für das jeweilige 
Sachgebiet zuständige Bundesminister mit." 

2. § 3 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Mitglieder kraft Amtes im Ausschuß, der 
die Richter eines obersten Gerichtshofs wählt, 
sind die Landesminister, zu deren Geschäfts¬ 
bereich die diesem obersten Gerichtshof im 
Instanzenzug untergeordneten Gerichte des Lan¬ 
des gehören." 

§ 20 

Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung 

§ 172 Abs. 1 Satz 1 der Bundesrechtsanwalts¬ 
ordnung vom 1. August 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 565), zuletzt geä'ndert durch Gesetz vom 19. De¬ 
zember 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 1067), erhält fol¬ 
gende Fassung: 

„Die bei dem Bundesgerichtshof zugelassenen 
Rechtsanwälte dürfen nur vor dem Bundesgerichts¬ 
hof, den anderen obersten Gerichtshöfen des Bun¬ 
des, dem Gemeinsamen Senat der obersten Ge¬ 
richtshöfe und dem Bundesverfassungsgericht auf- 
treten." 

§ 21 

Änderung von Bezeichnungen 

Soweit in anderen Gesetzen und in Verordnungen 
die Bezeichnung „oberes Bundesgericht" verwendet 
wird, tritt an ihre Stelle die Bezeichnung „oberster 
Gerichtshof des Bundes". 
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§ 22 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § lv3 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 23 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 19. Juni 1968 

Der B u n d e s p r ä s i d e n t 
L ü b k e 

Der Bundeskanzler 
Kiesinger 

Der 13undesminister der Justiz 
Dr. Heinemann 

Für den Bun.desminister des Innern 
Der Bundesminister der Justiz 
Dr. Heinemann 

Der Bundesminister der Finanzen 

Strauß 

Der Bundes minist er für Arbeit und Sozialordnung 

Hans Katzer 
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Verordnung 

über Saatgut von Gräsern und landwirtschaftlichen Leguminosen 
(Gräser- und Leguminosensaatgutverordnung) 

Vom 19. Juni 1968 


Auf Grund des § 7 Abs. 1 Nr. 1, der §§ 9, 11 Abs. 3, 
§§ 15. 22 Abs. 1. des § 35 Abs. 1 und 2 und des § 79 
des Saatgut Verkehrsgesetzes vom 20. Mai 1968 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 444) wird mit Zustimmung des 
Bundesrates verordnet: 

Abschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für 
Basissaatgut. Zertifiziertes Saatgut und Handels¬ 
saatgut von Grasern und landwirtschaftlichen Legu¬ 
minosen. 

(2) Gräser und landwirtschaftliche Leguminosen 
im Sinne dieser Verordnung sind die in Teil IV des 
Artenverzeichnisses (Anlage zum Saatgutverkehrs¬ 
gesetz) aufgefühlten Arten. 

§ 2 

Erlaubnis des Vertriebs von liandelssaatgut 

Handelssaatgut von folgenden Arten darf bis auf 
weiteres vertrieben werden: 

1. Gräser 

Straußgräser außer Weißem Straußgras 
Schaf schwinge! 

Hainrispe 
Gemeine Rispe 

2. Landwirtschaftliche Leguminosen 
Hornschotenklee 

Weißlupine außer bittersLoffarmen Sorten 
Blaue Lupine außer bitterstoffarmen Sorten 
Gelbe Lupine außer bitterstoffarmen Sorten 
Gelbklee 

Alexandriner Klee 
Persischer Klee 

Abschnitt II 

Anerkennung als Basissaatgut 
und Zertifiziertes Saatgut 

§ 3 

Anerkennungsstelle 

(1) über die Anerkennung als Basissaatgut und 
Zertifiziertes Saatgut entscheidet die Anerkennungs¬ 


stelle, in deren Bereich der Betrieb liegt, in dem das 
Saatgut aufwächst. 

(2) Wird Saatgut im Bereich einer anderen als der 
in Absatz 1 genannten Anerkennungsstelle aufbe¬ 
reitet, so gibt die zuständige Anerkennungsstelle 
das Verfahren auf Antrag an die Anerkennungs- 
Stelle ab, in deren Bereich das Saatgut aufbereitet 
wird. 

(3) über die Anerkennung als Zertifiziertes Saat¬ 
gut nach § 16 Abs. 1 des Saatgutverkehrsgesetzes 
entscheidet die Anerkennungsstelle, in deren Be¬ 
reich das Saatgut lagert. 

§ 4 

Antrag 

(1) Anträge auf Anerkennung sind zu stellen, 

1. soweit nichts anderes bestimmt ist, bis zum 

30. April eines jeden Jahres, 

2. für Weidelgräser zweiter Schnitt bis zum 20. Juni 

eines jeden Jahres, 

3. für Rotklee und Luzerne zweiter Schnitt bis zum 

15. August eines jeden Jahres. 

Die Anerkennungsstelle kann Ausnahmen zulassen, 
wenn Besonderheiten des Anbauverfahrens bei der 
Saatgiiterzeugung dies rechtfertigen. Satz 1 gilt 
nicht für Anträge auf Anerkennung nach § 16 Abs. 1 
des Saatgutverkehrsgesetzes. 

(2) Für die Anträge sind Vordrucke der Anerken¬ 
nungsstelle zu verwenden. 

(3) Der Antragsteller hat im Antrag auf Anerken¬ 
nung als Basissaatgut zu erklären, daß der Feld¬ 
bestand der Vermehrungsfläche aus Saatgut er¬ 
wächst, das nach den Grundsätzen systematischer 
Erhaltungszüchtung vom Züchter oder unter dessen 
Aufsicht und nach dessen Anweisung gewonnen 
wurde. 

(4) Der Antragsteller hat im Antrag auf Anerken¬ 
nung als Zertifiziertes Saatgut zu erklären, daß der 
Feldbestand der Vermehrungsfläche aus Saatgut 
erwächst, das als Basissaatgut oder Vorstufensaat¬ 
gut (Saatgut einer dem Basissaatgut vorhergehen¬ 
den Generation) anerkannt war. Ferner ist die An¬ 
erkennungsnummer anzugeben, unter der das Basis¬ 
saatgut oder das Vorstufensaatgut anerkannt war. 
Ist das Basissaatgut oder das Vorstufensaatgut durch 
eine Anerkennungsstelle außerhalb des Geltungs¬ 
bereichs des Saatgutverkehrsgesetzes anerkannt 
worden, ist auch die Anerkennungsstelle anzugeben. 
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(5) Wird nach einer Bekanntmachung gemäß § 16 
Abs. 2 des Saatgutverkehrsgesetzes die Prüfung des 
Feld Bestands durch eine Anerkennungsstelle außer¬ 
halb des Geltungsbereichs des Gesetzes durchge- 
lührt, so ist dem Antrag die Bescheinigung dieser 
Anerkennungsstelle über den mit Erfolg geprüften 
Feldbestand sowie eine Übersetzung der Bescheini¬ 
gung beizufügen. 

§ 

Anforderungen an den Erzeugerbetrieb 
und die Vermehrimgsfläche 

(1) Sfialgut wird nur anerkannt, wenn 

1. die zur Anerkennung angemeldete Vermeh¬ 
rungsfläche der Sorte mindestens 0,50 Hektar 
groß ist; die Anerkennungsstelle kann eine Min¬ 
destgröße für Toilstücke bestimmen; 

2. der Kulturzustand der Vermehrungstläche eine 
ordnungsgemäße Bearbeitung und Behandlung 
erkennen laßt; 

v3. die Vorfrucbtvorhä Itnisse Gewähr dafür bieten, 
daß auf der Vermehrungsfläche keine Pflanzen 
von anderen Arten, Sorten oder Kategorien vor¬ 
handen sind, die zu einer unerwünschten Fremd¬ 
befruchtung führen können, und 

4. in dem Erzeugerbetrieb, sofern dieser Saatgut 
für andere vermehrt (Vermehrungsbetrieb), Saat¬ 
gut 

a) der Sorte nur für einen Vertragspartner, 

b) nur von jeweils einer Sorte einer Art und 

c) nur von jeweils einer Kategorie einer Sorte 
erzeugt wird. 

(2) Die Anerkennungsstelle kann Ausnahmen von 
Absatz 1 Nr. 1 und 4 zulassen, soweit eine Beein¬ 
trächtigung der Qualität des Saatguts nicht zu er¬ 
warten ist. 

(3) Die Vermehrungsflächen sind auf Verlangen 
der Anerkennungsstelle durch Schilder kenntlich zu 
machen. 

§ 6 

Anforderungen an den Feldbestand 

(1) Die Anforderungen an den Feldbestand er¬ 
geben sich aus Anlage 1. 

(2) Jede zur Anerkennung angemeldete Vermeh¬ 
rungsfläche muß im Jahr der Saatguterzeugung min¬ 
destens einmal vor der Ernte des Saatguts besich¬ 
tigt und auf das Vorliegen der Anforderungen an 
den Feldbestand geprüft werden. Die Feldbesichti¬ 
gung soll zu einem Zeitpunkt stattfinden, zu dem 
eine ausreichende Prüfung der Sortenechtheit, der 
Sortenroinheit und des Gesundheitszustands mög¬ 
lich ist. 

(3) Erweist sich der Feldbestand auf einem Teil 
einer zusammenhängenden Vermehrungsfläche we¬ 
gen äußerer Einwirkungen oder fehlender Mindest¬ 
entfernungen für die Anerkennung als nicht geeignet, 
so kann der Feldbestand der restlichen Vermehrungs¬ 
fläche nur berücksichtigt werden, wenn dieser deut¬ 
lich abgegrenzt wird und wenn sichergestellt ist, 
daß das zur Anerkennung vorgesehene Saatgut von 
dieser Fläche stammt. 


§ 7 

Mängel des Feldbestands 

(1) Soweit Mängel des Feldbestands behoben wer¬ 
den können, kann der Antragsteller oder der Ver¬ 
mehrer im Anschluß an die Feldbesichtigung eine 
Nachbesichtigung beantragen. Die Nachbesichtigung 
ist in angemessener Frist durchzuführen. Ist der 
Mangel durch Befall mit Krankheiten oder Schäd¬ 
lingen verursacht, die durch das Saatgut übertragen 
werden können, so ist eine Nachbesichtigung nicht 
zulässig. 

(2) Die Anerkennungsstelle kann gestatten, daß 
Mängel des Feldbestands unberücksichtigt bleiben, 
wenn zu erwarten ist, daß sie durch eine spätere 
Behandlung des Saatguts beseitigt werden können. 

§ 8 

Ergebnis der Prüfung des Feldbestands 

Das Ergebnis der Prüfung des Feldbestands ist 
dem Antragsteller und dem Vermehrer unverzüglich 
nach Abschluß der Feldbesichtigung, im Fall einer 
Nachbesichtigung nach § 7 Abs. 1 unverzüglich nach 
Abschluß der Nachbesichtigung schriftlich mitzu- 
teilen, 

§ 9 

Wiederholungsbesiebtigung 

Der Antragsteller oder der Vermehrer kann bin¬ 
nen drei Werktagen nach Empfang der Mitteilung 
nach § 8 eine Wiederholung der Besichtigung (Wie¬ 
derholungsbesichtigung) verlangen. Eine Wieder¬ 
holungsbesichtigung findet nur statt, wenn im An¬ 
trag ausreichende Gründe dafür angeführt sind, daß 
das nach § 8 mitgeteilte Ergebnis der Prüfung nicht 
den tatsächlichen Verhältnissen entspricht. Die Wie¬ 
derholungsbesichtigung soll von einem anderen 
Prüfer vorgenommen werden. In der Zeit zwischen 
der letzten Prüfung des Feldbestands und der Wie¬ 
derholungsbesichtigung darf der Feldbestand nicht 
verändert werden. § 8 gilt entsprechend. 

§ 10 

Probenahme 

(1) Die zur Untersuchung des Saatguts und zur 
Durchführung des Nachkontrollanbaus erforderlichen 
Proben sind durch den von der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde oder Stelle Beauftragten (Pro¬ 
benehmer) aus dem aufbereiteten und für den Ver¬ 
trieb verpackten Saatgut zu entnehmen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 darf der Probe¬ 
nehmer von Saatgut, das aufbereitel und noch nicht 
zum Vertrieb verpackt ist, Proben entnehmen, wenn 
die Identität von Probe und Partie bis zur endgül¬ 
tigen Verschließung der Packungen durch Absonde¬ 
rung und Kenntlichmachung der Partie sichergestellt 
ist. 

(3) Das Höchstgewicht einer Partie, aus der Proben 
zu entnehmen sind, und das Mindestgewicht des 
Saatguts einer Probe ergeben sich aus Anlage 2. 
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§ 11 

Voraussetzungen der Probenahme 

(1) Die Probenahme nach § 10 findet nur statt, 
wenn derjenige, in dessen Betrieb die Probenahme 
stallfinden soll, der Anerkennungsstelle oder der 
von ihr bestimmten Stelle oder Person 

1. anzeigt, daß das Saatgut zum Zweck der Probe¬ 
nahme aufbcreilet ist; dabei ist das voraussicht¬ 
liche Gewicht der Partie und die voraussichtliche 
Zahl der Packungen oder die Absicht des Ver¬ 
triebs in Kleinpackungen anzugeben; 

2. schriftlich erklärt, daß die zur Probenahme vor- 
gestellle Partie nur aus Feldbeständen stammt, 
die für die Anerkennung als geeignet befunden 
worden oder bei denen nach § 7 Abs. 2 Mängel 
unberücksichtigt geblieben sind. 

(2) Ist die Anerkennung von Zertifiziertem Saat¬ 
gut nach § 16 Abs. 1 des Saatgutverkehrsgesetzes 
beantragt, findet die Probenahme nur statt, wenn 
der Antragsteller an Stelle der nach Absatz 1 Nr. 2 
verlangten Erklärung schriftlich erklärt, daß die zur 
Probenahme vorgestellte Partie aus Feldbeständen 
stammt, auf welche sich die nach § 4 Abs. 5 vor¬ 
gelegte Bescheinigung bezieht, 

§ 12 

Anforderungen an die Beschaffenheit des Saatguts 

(1) Die Anforderungen an die Beschaffenheit des 
Saatguts ergeben sich aus Anlage 3. Die Beschaffen¬ 
heit ist an Hand eines Teiles der nach § 10 ent¬ 
nommenen Probe zu prüfen. 

(2) Ergibt die Untersuchung einer Probe, daß die 
Anforderungen nicht erfüllt sind, so hat die Aner¬ 
kennungsstelle auf Antrag die Entnahme einer wei¬ 
teren Probe durch einen Probenehmer zu gestatten. 

(3) Basissaatgut, das die Anforderungen der An¬ 
lage 3 mit Ausnahme der Anforderung an die Keim¬ 
fähigkeit erfüllt, darf auf Antrag auch anerkannt 
werden, wenn die Keimfähigkeit bei Saatgut von 
Klee und Luzerne 50 vom Hundert, bei den übrigen 
landwirtschaftlichen Leguminosen und bei Gräsern 
60 vom Hundert der reinen Körner nicht unter¬ 
schreitet. Die Anc^rkennung ist unter der Auflage zu 
erteilen, daß das Saatgut nicht zu anderen Saat¬ 
zwecken als zur weiteren Vermehrung vertrieben 
wird. 

§ 13 

Ergebnis der Beschaffenheitsprüfung 

Das Ergebnis der Prüfung der Beschaffenheit des 
Saatguts ist dem Antragsteller sowie dem Vermeh¬ 
rer oder demjenigen, in dessen Betrieb die Probe 
entnommen worden ist, unverzüglich schriftlich mit¬ 
zuteilen. Die Mitteilung muß folgende Angaben ent¬ 
halten: 

1. Tag des Eingangs der Probe, 

2. Reinheit, Keimfähigkeit und sonstige noch erfor¬ 
derlichen Weiieigenschaften der Probe, 

3. bei landwirtschaftlichen Leguminosen den Hun¬ 
dortsatz der hartschaligen Körner sowie die Zahl 
der lebenden Samenkäfer. 


§ 14 

Anerkennungsbescheid 

(1) Über den Antrag auf Anerkennung erteilt die 
Anerkennungsstelle dem Antragsteller für jede 
Partie einen Prüfungsbescheid. Die Anerkennungs¬ 
stelle benachrichtigt den Vermehrer von der Ertei¬ 
lung des Bescheids. 

(2) Der Bescheid muß folgende Angaben enthalten: 

1. Name des Antragstellers, 

2. Name des Vermehrers, 

3. Art und Sortenbezeichnung, 

4. Größe und Bezeichnung des Feldbestands gemäß 
der Mitteilung nach den §§ 8 oder 9, 

5. Erntejahr, 

6. angegebenes Gewicht der Partie, aus der die zur 
Beschaffenheitsprüfung erforderliche Probe ent¬ 
nommen worden ist. 

Bei Saatgut, das mit Erfolg geprüft ist, ist der 
Bescheid als Anerkennungsbescheid zu bezeichnen 
und zusätzlich anzugeben: 

1. Kategorie des anerkannten Saatguts, 

2. Anerkennungsnummer, 

3. Auflagen. 

Wird die Anerkennung versagt, so ist der Bescheid 
zu begründen. 

(3) Die Anerkennungsnummer des Saatguts setzt 
sich zusammen aus dem Buchstaben „D" und einem 
Schrägstrich, dem Kennzeichen der Anerkennungs¬ 
stelle und einer mehrstelligen, von der Anerken¬ 
nungsstelle festzusetzenden Zahl (z. B. D/H 153471). 
Die Kennzeichen der Anerkennungsstellen ergeben 
sich aus Anlage 4. 

(4) Sind bei der Erzeugung von Saatgut, das zur 
Anerkennung als Basissaatgut angemeldet war, die 
in Anlage 1 oder Anlage 3 festgesetzten Anforde¬ 
rungen für die Erzeugung von Basissaatgut nicht 
erfüllt, so ist das Saatgut auf Amtrag als Zertifizier¬ 
tes Saatgut anzuerkennen, sofern es die Anforde¬ 
rungen an Zertifiziertes Saatgut erfüllt und aus 
Vorstufensaatgut erwachsen ist, das anerkannt war. 

Abschnitt III 

Zulassung von Handelssaatgut 

§ 15 

Zulassungsstelle 

über die Zulassung entscheidet als Zulassungs¬ 
stelle die Anerkennungsstelle, in deren Bereich das 
Saatgut lagert. 

§ 16 

Antrag 

Die Anträge auf Zulassung sind auf Vordrucken 
der Zulassungsstelle einzureichen. 

§ 17 

V erf ahrensr egelung 

(1) Für das Verfahren der Zulassung gelten für 
1, die Probenahme § 10, 
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2. die Prüfling der Beschaffenheit des Saatguts § 12 
Abs. 1 und 2, 

3. die Mitteilung des Ergebnisses der Prüfung der 
Beschaffenheit des Saatguts § 13 und 

4. den Prüfungsbescheid § 14 Abs. 1 
entsprechend. 

(2) Der Bescheid muß folgende Angaben enthalten: 

1. Name des Antragstellers, 

2. Art, 

3. Aufwuchsgebiet, 

4. Erntejahr, 

5. angegebenes Gewicht der Partie, aus der die zur 
Beschaffenheitsprüfung erforderliche Probe ent¬ 
nommen worden ist. 

Bei Saatgut, das mit Erfolg geprüft ist, ist der 
Bescheid als Zulassungsbescheid für Handelssaatgut 
zu bezeichnen und zusätzlich anzugeben: 

1. Zulassungsnummer, 

2. Auflagen. 

Wird die Zulassung versagt, so ist der Bescheid 
zu begründen. 

(3) Für die Zulassungsnummer gilt § 14 Abs. 3 
entsprechend. 

Abschnitt IV 

Kennzeichnung und Verschließung 

§ 18 
Etikett 

Vor der Probenahme nach § 10 Abs. 1 und nach 
§ 25 oder im Anschluß an diese ist jede Pak- 
kung von Saatgut, das als Basissaatgut oder Zertifi¬ 
ziertes Saatgut anerkannt oder als Handelssaatgut 
zugelassen werden soll, durch den Probenehmer 
oder unter seiner Aufsicht mit einem Etikett zu 
kennzeichnen. Das Etikett ist für Basissaatgut weiß, 
für Zertifiziertes Saatgut blau und für Handelssaat¬ 
gut braun; es muß für Basissaatgut und Zertifizier¬ 
tes Saatgut dem Muster der Anlage 5, für Handels- 
Saatgut dem Muster der Anlage 6 entsprechen. 

§ 19 
Einleger 

Die Packungen sind mit einem Einleger in der 
Farbe des Etiketts zu versehen, der die Angaben 
des Etiketts enthält. Auf den Einleger kann verzich¬ 
tet werden, wenn 

1. die Anerkennungs- oder Zulassungsnummer, die 
Art und, ausgenommen bei Handelssaatgut, die 
Sortenbezeichnung auf der Packung unverwisch¬ 
bar angegeben sind, 

2, die Packung nach dem System der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick¬ 
lung für die sortenmäßige Anerkennung von 
Futterpflanzensaatgut, das für den internatio¬ 
nalen Handel bestimmt ist, (OECD-System) ge¬ 
kennzeichnet und verschlossen ist oder 


3. die Packung nach einem nationalen System ge¬ 
kennzeichnet und verschlossen ist, das minde¬ 
stens die Anforderungen des OECD-Systems an 
die Art der Kennzeichnung, ausgenommen bei 
Handelssaatgut die Sortenbezeichnung, und der 
Verschließung stellt, 

§ 20 

Kennzeichnung bei eingeführtem Saatgut 

Das nach § 18 vorgeschriebene Etikett und der 
nach § 19 vorgeschriebene Einleger entfallen bei 
eingeführtem Saatgut, dessen Anerkennung oder 
Zulassung nach den Vorschriften des Saatgutver¬ 
kehrsgesetzes den nach diesem Gesetz erteilten An¬ 
erkennungen oder Zulassungen gleichgestellt ist. 

§ 21 

Angaben in besonderen Fällen 

(1) Die Packungen von Basissaatgut und Zertifi¬ 
ziertem Saatgut von Gräsersorten, deren Aufwuchs 
nicht zu Futterzwecken bestimmt ist, müssen auf 
dem Etikett den Zusatz „Aufwuchs nicht für Futter¬ 
zwecke" tragen. 

(2) Die Packungen von Basissaatgut, das nach 
§12 Abs. 3 anerkannt wurde, müssen auf dem Eti¬ 
kett den Zusatz „Basissaatgut mit verminderter 
Keimfähigkeit, ausschließlich zur weiteren Vermeh¬ 
rung bestimmt" tragen. Diese Packungen müssen mit 
einem Zusatzetikett versehen sein, auf dem Name 
und Anschrift desjenigen, der das Saatgut als erster 
nach der Anerkennung vertreiben will, sowie die in 
der Beschaffenheitsprüfung festgestelite Keimfähig¬ 
keit des Saatguts angegeben sind. 

(3) Die Packungen von Basissaatgut oder Zertifi¬ 
ziertem Saatgut von Sorten, das nicht zum Anbau 
im Geltungsbereich des Saatgutverkehrsgesetzes be¬ 
stimmt ist (§ 44 Abs. 2 Nr. 3 des Saatgutverkehrs¬ 
gesetzes), sowie die Packungen von Zertifiziertem 
Saatgut, das nach § 8 Abs. 3 des Saatgutverkehrs¬ 
gesetzes anerkannt worden ist, müssen mit einem 
Zusatzetikett versehen sein, auf dem vermerkt ist: 
„Zum Anbau außerhalb der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land bestimmt". 

(4) Die Packungen von Saatgut, das nach § 12 des 
Saatgutverkehrsgesetzes vertrieben wird, müssen 
mit einem Zusatzetikett versehen sein, auf dem die 
nachgewiesene Keimfähigkeit sowie Name und An¬ 
schrift des Absenders und des Empfängers des Saat¬ 
guts angegeben sind. 

(5) Die Packungen von eingeführtem Saatgut, die 
nicht in deutscher Sprache gekennzeichnet sind, 
müssen unverzüglich nach Ankunft am ersten Be¬ 
stimmungsort im Geltungsbereich des Saatgutver¬ 
kehrsgesetzes mit einem Zusatzetikett versehen 
werden, das die Angaben des Originaletiketts in 
deutscher Sprache enthält. 

§ 22 

Angabe chemischer Behandlung 

Ist Saatgut nach der Ernte chemisch behandelt 
worden, so ist dies auf dem nach § 18 vorgeschrie¬ 
benen Etikett und auf dem nach § 19 vorgeschriebe- 
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neu Einleger anzugeben. Ais chemische Behandlung 
gilt auch die Pillicrung, Granulierung imd Inkrustie¬ 
rung von Saatgut. Bei granuliertem Saatgut ist 
außerdem die Zahl der keimfähigen Samen je Ge¬ 
wichtseinheit a nz u g eb e n. 

§ 23 

Verschließung der Packungen 

(1) Im Anschluß an die Kennzeichnung sind die 
Packungen durch den Probenehmer oder unter sei¬ 
ner Aufsicht zu verschließen und mit einer Plombe 
der Anerkcnnungsstelle zu versehen (Verschlie¬ 
ßung). Die Plombe muß das Etikett sichern, beim 
öffnen des Verschlusses unbrauchbar werden und 
darf nicht wieder verwendet werden können. 

(2) Die Plomben bestehen ims ungefärbtem Weiß¬ 
blech und tragen die Aufschrift bei 

1. Basissaatgut und Zertifiziertem Saatgut „Aner¬ 
kanntes SaatguE' und das Kennzeichen der An- 

crkennungsstcll e, 

2. Ilandeissaatgut „ITandelssaatgut" und das Kenn¬ 
zeichen der Zu lassLingsstclle, 

§ 24 

Ablieferung ungültiger Etiketten und Plomben 

Wird das Sadtgul auf Grund der Beschaffenheits¬ 
prüfling nicht anerkannt oder nicht zugelassen, so 
sind die nach § 18 vorgescliriebenen Etiketten und 
die nach § 23 vorgeschriebenen Plomben, mit denen 
die Packungen versehen worden sind, nach Anwei¬ 
sung der AnerkennLings- oder Zulassungsstelle ab¬ 
zuliefern. 

§ 25 

Verpacken nach Probenahme 

Ist eine Probe nach § 10 Abs. 2 eninommen wor¬ 
den, so darf das Saatgut nur unter der Aufsicht 
eines Probenehmers verpackt werden. Beim Ver¬ 
packen kann eine Probe nach § 10 Abs. 1 entnom¬ 
men werden. Für die Kennzeichnung und Verschlie¬ 
ßung der Packungen des Saatguts gelten die §§ 18, 
19 und 21 bis 24 entsprechend. 

§ 26 

Wiederverschließung 

(1) Auf Antrag findet eine Wieder Verschließung 
statt, sofern der Antragsteller glaubhaft macht, daß 
Packungen, die wiederverschlossen werden sollen, 
nach den Vorschriften des Saatgutverkehrsgesetzes 
verschlossen waren und das Saatgut nur die im 
Antrag angegebenen Einwirkungen und Behand¬ 
lungen erfahren hat. Der Antrag ist an die Aner¬ 
kennungsstelle, in deren Bereich das Saatgut lagert, 
oder an eine andere von ihr bestimmte Stelle zu 
richten. Die Wicderverschließung darf nur durch 
einen Probenehmer oder unter seiner Aufsicht 
durchgeführt werden. 

(2) Auf dem Etikett jeder wiederverschlossenen 
Packung ist außer den nach den §§ 18, 21 und 22 
vorgeschriebenen Angaben das Datum (Monat und 
Jahr) der Wieder Verschließung und eine Wieder¬ 
verschließungsnummer anzugeben. Für die Wieder- 
verschließungsnummer gilt § 14 Abs. 3 entsprechend 


mit der Maßgabe, daß hinter der letzten Zahl der 
Buchstabe „W“ angefügt wird (z. B. D/BN 173542 W). 

(3) Soweit die Originaletiketten nicht wieder ver¬ 
wendet werden, sind sie an den Probenehmer zur 
Vernichtung abzuliefern. 

(4) Bei der Wiederverschließung ist durch den 
Probenehmer eine Probe nach § 10 Abs. 1 zu ent¬ 
nehmen. 

§ 27 

Kleinpackungen 

(1) Kleinpackungen im Sinne dieser Verordnung 
sind Packungen bis zu einem Gewicht von 

1. 30 kg bei Lupinen, Futtererbsen, Trockenspeise¬ 
erbsen, Ackerbohnen und Wicken, 

2. 15 kg bei den übrigen landwirtschaftlichou Legu¬ 
minosen und bei Gräsern. 

(2) Für Betriebe, die Kleinpackungen lierstellen, 
setzt die Anerkennungsstelle, in deren Bereich der 
Betrieb liegt, auf Antrag eine Betriebsnummer fest. 
Die Betriebsnummer setzt sich zusammen aus dem 
Buchstaben „D", einer Zahl und dem Kennzeichen 
der Anerkcnnungsstelle (z. B. D 130 H), 

(3) Kleinpackungen brauchen nicht durch einen 
Probenehmer oder unter seiner Aufsicht verschlos¬ 
sen und nicht mit einer Plombe versehen zu wer¬ 
den. 

(4) Bei Kleinpackungen genügt es zur Kennzeich¬ 
nung, wenn an oder auf der Packung folgende An¬ 
gaben gemacht sind: 

1. Name und Anschrift des Herstellers der Klein¬ 
packung oder seine Betriebsnummer, 

2. Art und Kategorie des Saatguts sowie eine vom 
Betrieb festzusetzende Partienummer, 

3. bei Basissaatgut und Zertifiziertem Saatgut die 
Sortenbezeiebnung. 

§ 28 

Abgabe von Kleinmengen 

(1) Für den Vertrieb in kleinen Mengen an Letzt¬ 
verbraucher darf Saatgut aus Packungen, die nach 
den Vorschriften des Saatgutverkehrsgesetzes ge¬ 
kennzeichnet und verschlossen sind, ungekennzeich¬ 
net und unverschlossen abgegeben werden. Kleine 
Mengen im Sinne dieser Verordnung sind Mengen 
bis zu dem in § 27 Abs. 1 für die einzelne Art je¬ 
weils festgesetzten Höchstgewicht. 

(2) Wer Saatgut nach Absatz 1 vertreibt, hat dem 
Erwerber auf Verlangen bei der Übergabe schriftlich 
anzugeben: 

1. Art und Kategorie des Saatguts, 

2. bei Basissaatgut und Zertifiziertem Saatgut die 
Sortenbezeichnung und die Anerkennungsnum¬ 
mer, bei Handelssaatgut die Zulassungsnummer. 

Bei einem Vertrieb von Saatgut aus Kleinpackun¬ 
gen sind an Stelle der Anerkennungsnummer oder 
der Zulassungsnummer Name und Anschrift des 
Herstellers der Kleinpackung oder seine Betriebs¬ 
nummer und die Partienummer der Kleinpackung 
anzugeben. 
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§ 29 

Kennzeichnung von Vorstufensaatgut 

Wird Saatgut entsprechend § 10 des Saatgutver¬ 
kehrsgesetzes anerkannt, so ist auf dem nach § 18 
vorgeschriebeneii Etikett und auf dem nach § 19 
vorgeschriebeneri Einleger an Stelle der Angabe 
der Kategorie die Angabe „Vorstufensaatgut" zu 
machen. 

§ 30 

Vertrieb von nicht anerkanntem Saatgut 
in besonderen Fällen 

(1) Wird Saatgut entgegen § 4 Abs. 1 des Saat¬ 
gutverkehrsgesetzes vertrieben, ohne daß es aner¬ 
kannt ist, so sind die Packungen dieses Saatguts mit 
einem besonderen Etikett und mit einem besonderen 
Einleger zu versehen. Außer der Angabe des Na¬ 
mens oder der Firma und der Anschrift des Absen¬ 
ders sowie der Art und, soweit es sich um Sorten¬ 
saatgut handelt, der Bezeichnung der Sorte müssen 
dieses Etikett und dieser Einleger folgende Angaben 
enthalten: 

1. „Nicht anerkanntes Vorstufensaatgut zum ver¬ 
traglichen Vermehrungsanbau" bei Saatgut, das 
einer in der Sortenliste eingetragenen Sorte zu¬ 
gehört und als nicht anerkanntes Vorstufensaat¬ 
gut im Rahmen eines Vermehrungsvertrags an 
eine Vertragspartei nach § 4 Abs. 2 Nr. 1 des 
Saatgutverkehrsgesetzes abgegeben wird; 

2. „Nicht aufbereitetes Saatgut, Vertrieb zur Aufbe¬ 
reitung" bei Saatgut, das nicht aufbereitet ist und 
zur Aufbereitung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 des Saat¬ 
gutverkehrsgesetzes vertrieben wird; 

3. „Saatgut für Anbauversuche", 

„Saatgut für Züchtungszwecke", 

„Saatgut für Forschungszwecke" oder 
„Saatgut für Ausstellungszwecke" 

je nach Verwendungszweck bei Saatgut, das für 
Anbauversuche oder für Züchtungs-, Forschungs¬ 
oder Ausstellungszwecke nach § 4 Abs. 2 Nr. 3 
des Saatgutverkehrsgesetzes vertrieben wird; 

4. „Saatgut zum Anbau außerhalb eines Mitglied¬ 
staats der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
Vertrieb nur zur Ausfuhr gestattet" bei Saatgut, 
das zum Anbau außerhalb eines Mitgliedstaats 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft be¬ 
stimmt ist (§ 4 Abs. 2 Nr. 4 des Saatgutverkehrs¬ 
gesetzes); 

5. „Nicht anerkanntes Saatgut einer noch nicht in 
der Sortenliste eingetragenen Sorte" bei Saatgut, 
das unter Nummer 1 fällt und dessen Vertrieb 
vom Bundessortenamt nach § 4 Abs. 3 des Saat¬ 
gutverkehrsgesetzes genehmigt ist, weil mit der 
Eintragung der Sorte in die Sortenliste innerhalb 
angemessener Frist zu rechnen ist. 

(2) Für Saatgut nach Absatz 1 gilt § 22 entspre¬ 
chend. Die Angaben sind auf den besonderen Etiket¬ 
ten und Einlegern zu machen. 


Abschnitt V 

Kennzeichnung und Verschließung 
nach dem OECD-System 

§ 31 

Grundvorschrift 

Basissaatgut und Zertifiziertes Saatgut, das den 
Vorschriften dieser Verordnung entspricht, kann auf 
Antrag nach dem OECD-System gekennzeichnet wer¬ 
den, sofern die zusätzlichen Vorschriften dieses Ab¬ 
schnitts erfüllt sind. 

§ 32 

Zertifikat 

Für Saatgut, das mit Erfolg geprüft worden ist, 
tritt bei Kennzeichnung nach dem OECD-System an 
die Stelle des Anerkennungsbescheids nach § 14 
Abs. 2 Satz 2 ein Zertifikat nach dem Muster der An¬ 
lage 7. 

§ 33 

Kennzeichnung 

(1) Das Etikett und der Einleger sind für Basis¬ 
saatgut weiß und für Zertifiziertes Saatgut blau. Sie 
müssen dem Muster der Anlage 8 entsprechen. 

(2) § 19 Satz 2 findet keine Anwendung. 

§ 34 

Ausfuhr in besonderen Fällen 

(1) Saatgut, das den Vorschriften dieser Verord¬ 
nung mit Ausnahme der in Anlage 3 festgesetzten 
Anforderungen an die Beschaffenheit genügt, darf 
nach dem OECD-System gekennzeichnet werden, 
wenn das Saatgut in einen Staat ausgeführt wird, 
der nicht Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschafts¬ 
gemeinschaft ist. 

(2) Die Packungen von Saatgut nach Absatz 1, das 
nicht die Anforderungen der Anlage 3 erfüllt, sind 
mit einem Zusatzetikett zu kennzeichnen, auf dem 
vermerkt ist: „Saatgut zum Anbau außerhalb eines 
Mitgliedstaats der Europäischen Wirtschaftsgemein¬ 
schaft, Vertrieb nur zur Ausfuhr gestattet". 

Abschnitt VI 

NachkontrollanbaUr Zurücknahme der 

Anerkennung 

§ 35 

Durchführung des Nachkontrollanbaus 

(1) Ein Nachkontrollanbau ist an Hand eines Teiles 
der nach § 10 entnommenen Probe durchzuführen im 
Fall der 

1. Anerkennung von Basissaatgut und Zertifiziertem 
Saatgut, 

2. Anerkennung von Zertifiziertem Saatgut nach § 16 
Abs. 1 des Saatgutverkehrsgesetzes, 

3. Verpackung nach § 25, 

4. Wiederverschließung nach § 26, 

5. Kennzeichnung von Basissaatgut nach dem OECD- 
System, 
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6. Kennzeichnung von Zertifiziertem Saatgut nach 

dem OECD-System, 

7. Wicderverschließung von Saatgut, das nach dem 

OECD-System gekennzeichnet ist. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 4 wird 
ein Nachkontrollanbau nur durchgeführt, sofern ihn 
die Anerkennungsstelle für erforderlich hält. Im Fall 
des Absatzes 1 Nr. 6 genügt es, wenn der Nachkon¬ 
trollanbau mit mindestens 25 vom Hundert der ent¬ 
nommenen Proben durchgeführt wird; dies gilt nicht 
für auszuführendes Saatgut, das aus Saatgut erwach¬ 
sen ist, dessen Einfuhr zur Vermehrung nach § 30 
Abs. 1 Nr. 1 dos Saatgutverkehrsgesetzes genehmigt 
war. 

(3) Soweit die Bundesrepublik Deutschland durch 
Entscheidung des Rates oder der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu einem Nachkon¬ 
trollanbau innerhalb des Geltungsbereichs des Saat¬ 
gutverkehrsgesetzes verpflichtet ist, wird dieser vom 
Bundessortenamt durchgeführt. Die für den Nach¬ 
kontrollanbau erforderlichen Proben werden durch 
die Anerkennungssteilen bereitgestellt und dem 
Bundessortenamt zugeleitct. 

(4) Soweit die Bundesrepublik Deutschland durch 
Entscheidung des Rates oder der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften verpflichtet ist, Proben 
für einen Nachkontrollanbau außerhalb des Gel¬ 
tungsbereichs des Saatgutverkehrsgesetzes zur Ver¬ 
fügung zu stellen, leitet das Bundessortenamt die 
bereitgestellten Proben an die Stelle weiter, die den 
Nachkontrollanbau durchführt. Auf die Bereitstel¬ 
lung der Proben findet Absatz 3 Satz 2 Anwendung. 

§ 36 

Zeitpunkt und Umfang des Nachkontrollanbaus 

(1) Der Nachkontrollanbau soll in der Vegetations¬ 
periode durchgeführt werden, die auf den Zeitpunkt 
der Probenahme nach § 10 unmittelbar folgt. Die 
dem Nachkontrollanbau unterliegenden Proben sind 
zusammen mit Vergleichs proben anzubauen. 

(2) Die Prüfung erstreckt sich bei Lupinen, Futter¬ 
erbsen, Trockenspeiseerbsen, Ackerbohnen und 
Wicken auf Sortenechtheit, Sortenreinheit und Ge¬ 
sundheitszustand. Bei den übrigen landwirtschaft¬ 
lichen Leguminosen und bei Gräsern kann die 
Prüfung auf Sortenechtheit und Sortenreinheit be¬ 
schränkt werden. 

§ 37 

Zurücknahme der Anerkennung 

(1) Die Zurücknahme der Anerkennung ist dem¬ 
jenigen, der die Anerkennung nach § 4 beantragt 
hat, von der Anerkennungsstelle mitzuteilen. Ist der 
Antragsteller oder der für ihn Handelnde nicht mehr 

Bonn, den 19. Juni 1968 


im Besitz des Saatguts, hat er der Anerkennungs¬ 
stelle unverzüglich Namen oder Firma und Anschrift 
desjenigen mitzuteilen, an den er das Saatgut ver¬ 
trieben hat. Für den Erwerber dieses Saatguts gilt 
Satz 2 entsprechend. Die Anerkennungsstelle, welche 
die Anerkennung zurückgenommen hat, hat die für 
den Besitzer des Saatguts zuständige Anerkennungs¬ 
stelle unter Angabe von Art, Sortenbezeichnung und 
Anerkennungsnummer unverzüglich von der Zurück¬ 
nahme der Anerkennung zu unterrichten. 

(2) Für die Ablieferung der Etiketten und Plom¬ 
ben gilt § 24 entsprechend. 

Abschnitt VII 

Übergangs-, Bußgeld- und 
Schlußvorschriften 

§ 38 

Übergangsvorschriften 

(1) Bei Feldbeständen, die vor dem Inkrafttreten 
dieser Verordnung ausgesät worden sind, genügt es 
bis zum 31. Dezember 1970, wenn die nach den bis¬ 
her geltenden saatgutrechtlichen Vorschriften fest¬ 
gesetzten Mindestentfernungen eingehalten sind. 

(2) Saatgut von Wiesenfuchsschwanz und Horstrot- 
sdiwingel darf als Handelssaatgut bis zum 30. Juni 
1969 zugelassen oder als Handelssaatgut unter den 
im Saatgutverkehrsgesetz genannten Voraussetzun¬ 
gen Gingeführt werden. Das in Satz 1 genannte Saat¬ 
gut darf noch bis zum 30. Juni 1971 vertrieben wer¬ 
den. 

§ 39 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 78 Abs. 2 Nr, 1 
des Saatgutverkehrsgesetzes handelt, wer vorsätz¬ 
lich oder fahrlässig 

1. entgegen einer Auflage nach § 12 Abs. 3 Satz 2 
Basissaatgut mit verminderter Keimfähigkeit zu 
anderen Saatzwecken als zur weiteren Vermeh¬ 
rung vertreibt, 

2. entgegen § 25 Satz 1 Saatgut nicht unter der Auf¬ 
sicht eines Probenehmers verpackt. 

§ 40 

Geltung in Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 87 des Saatgutver¬ 
kehrsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 41 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1968 in Kraft. 


Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
Hermann Höcherl 
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Anlage 1 

(zu § 6 Abs. 1) 


Anforderungen an den Feldbestand 


I. Zertifiziertes Saatgut 


1. Fremdbesatz 


Der r(H(]i)esiciiul dciii dul ei ihm Flüche von 80 m Länge 
und 1,80 m Breite höchst(M)s lolgondeii Frcmdbosatz 
anfw eisern: 


ü) Püünzen, die nicht hinreichend Sorten- 
typisch sind oder einer nndoien Sorte 
derselben A r t zu ge h ö rei i, 

b) cindere A 1 1:en v o n Kii 11u i ]j 11 n n /en, deren 
Samen sich ans dem Süntgui nur schwer 
herüiisreinigen lassen, 

c) Unkräuter, deren Samen sich aus dem 
Saatgut nur schwer herausreinigen 
lassen, 

d) Seide bei Gräsern, Klee und Luzerne 

e) Ackerfuchsschwanz bei Weidelgräsern, 
Wiesenschwlngel, RoLschwingel, Glatt¬ 
hafer und Goldhafer 


15 Pllanzen 

15 Pflanzen 

15 Pflanzen 
0 Pflanzen 

5 Pflanzen 


Die Bestandteile absichtlich hergestellter trennbarer 
Mischsaaten gelten nicht als Fremdbesatz. 


2. Befall mit Krankheiten und Sdiädlingen 

Feldbestände von Gräsern, die in größerem Ausmaß 
von Brandkrankheiten befallen sind, sind zur Anerken¬ 
nung nicht geeignet. Das gleiche gilt bei allen land¬ 
wirtschaftlichen Leguminosen für Viruskrankheiten, bei 
Erbsen, Wicken und Ackerbohnen zusätzlich für Brenn¬ 
fleckenkrankheit sowie bei Klee und Luzerne zusätzlich 
für Stengelbrenner. 


3. Mindestentfernungen 

a) Bei fremdbefruchtenden Arten muß zu Feldbestän¬ 
den anderer Sorten derselben Art, zu Fcldbeständen 
derselben Sorte mit starker Unausgeglichenheit 
und zu Feldbeständen verwandter Arten, die zu 
unerwünschter Fremdbefruchtung führen können, 
eine Mindestentfernung von 100 m eingehalten sein. 
Bei Vermehrungsflächen von mehr als 2 ha er¬ 
mäßigt sich die Mindestenifernung auf die Hälfte. 
Sofern eine ausreichende Abschirmung gegen eine 
unerwünschte Fremdbefruchtung vorhanden ist, 
kann die Mindestentfernung weiter ermäßigt wer¬ 
den. 

b) Bei selbstbefruchtenden Arten muß gegen benach¬ 
barte Feldbestände von anderen Sorten derselben 
Art oder von Arten, die sich aus dem Saatgut 
schwer herausreinigen lassen, ein deutlicher Trenn¬ 
streifen vorhanden sein. 

IL Basissaatgut 

Die in Teil I aufgeführten Anforderungen gelten für 
Basissaatgut entsprechend, soweit im folgenden nichts 
anderes bestimmt ist: 

1. Die Zahl der von Brandkrankheiten befallenen Pflanzen 
auf einer Fläche von 80 m Länge und 1,80 m Breite 
darf bei Gräsern höchstens 3 Pflanzen betragen. 

2. Bei fremdbefruchtenden Arten muß zu Feldbeständen 
anderer Sorten derselben Art, zu Feldbeständen der¬ 
selben Sorte mit starker Unausgeglichenheit und zu 
Feldbeständen verwandter Arten, die zu unerwünsch¬ 
ter Fremdbefruchtung führen können, eine Mindest¬ 
entfernung von 200 m eingehalten sein. 


Anlage 2 
(zu § 10 Abs. 3) 


Gewichte der Partien und Proben 



Art 

Höchst- 
gewidit 
einer Partie 

Mindest¬ 
gewicht des 
Saatguts 
einer Probe 


1 

2 

3 


Lupinen, Futtererbsen, 
Trockenspeiseerbsen, 
Ackerbohnen, Wicken 

alle übrigen Arten 


20 t 750 g 

10 t 300 g 
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Anlage 3 

(zu § 12 Abs. 1) 


Anforderungen an die Beschaffenheit des Saatguts 

I. Zertifiziertes Saatgut 


1. Reinheit und Keimfähigkeit 


Lfd 

Nr. 

Art 


Technische 
Mindest“ 
reinheit 
(in V. H. des 
Gewichts) 

Höchstanteil 
an Unkraut- 
körnern (in 
V. H. des 
Gewichts) 

Mindest¬ 
keim¬ 
fähigkeit 
(in V. H. der 
reinen 
Körner) 

Höchstanteil 
an hart- 
schaligen 
Körnern 
(in V. H. der 
reinen 
Körner) 

1 

2 


3 

4 

5 

6 

1 

Weißes Straußgras 


90 

1 

80 


2 

sonstige Straußgräser 


90 

1 

75 


3 

W i e s e n f Li ch s s ch w a u z 


75 

1,5 

70 


4 

Glatthafer 


90 

1 

80 


5 

Knaulgras 


90 

1 

80 


6 

Rohrschwingel 


95 

1 

80 


7 

Schafschwingel 


85 

1 

75 


8 

Wiesenschwingel 


95 

1 

80 


9 

Rotschwingel 


90 

1 

75 


10 

Welsches Weidelgras 


96 

1 

75 


11 

sonstige Weidelgräser 


96 

1 

80 


12 

Wiesenheschgras 


95 

0,5 

80 


13 

Rispenarten 


85 

1 

75 


14 

Goldhafer 


75 

1 

70 


15 

Hornschotenklee 


95 

0,8 

75 

40 

16 

Lupinenarten 


97 

0.2 

80 

20 

17 

Gelbklee, Hopfenklee 


97 

0,8 

80 

20 

18 

Luzerne 


97 

0,5 

80 

40 

19 

Esparsette 


95 

1,5 

75 

20 

20 

Futtererbse 


97 

0,1 

80 

0 

21 

Trocken speiseerbse 


97 

0,1 

80 

0 

22 

Alexandriner Klee 


97 

0,5 

80 

20 

23 

Schwedenklee 


97 

0,5 

80 

20 

24 

Inkarnatklee 


97 

0,5 

80 

20 

25 

Rotklee 


97 

0,5 

80 

20 

26 

Weißklee außer var, giganteum 


97 

0,8 

80 

20 

27 

Weißklee var. giganteum 


97 

0,5 

80 

40 

28 

Persischer Klee 


96 

0,5 

80 

20 

29 

Ackerbohne 


97 

0,1 

85 

20 

30 

Wicken arlen 


97 

0,5 

85 

20 


Anmerkungen: a) Hartschalige Körner gelten bis zum genannten Höchstanteil als keimfähige Körner. 

b) Alle frischen und gesunden, nach Vorbehandlung nicht gekeimten Körner gelten als 
gekeimt. 

c) Soweit es am Saatgut feststellbar ist, ist zu prüfen, ob Sortenechtheit gegeben und 
Sortenreinlieit hinreichend sind. 
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Zusätzliche 

Anforderungen: a) Bei allen Arten kein Besatz mit Flughaler und Seide; 1 Korn Flughafer oder Seide 

in 100 g Saatgut gilt nicht als Unreinheit, wenn weitere 200 g Saatgut frei von Flug- 
Imfer oder Seide sind. 

b) Bei allen Arten Besatz mit Körnern anderer Kulturpflanzen höchstens 1 v. H. des 
Gewichts; bei Rispenarten gilt ein Anteil von 2 v. H. des Gewichts an Körnern ande¬ 
rer Rispenarien nicht als Unreinheit. 

c) Bei allen Arten außer bei Lupinen, Futtererbsen, Trockenspeiseerbsen und Acker¬ 
bohnen Besatz mit Körnern von Ackerfuchsschwanz höchstens 0,3 v. H. des Gewichts. 

d) Bei Rotklee Besatz mit Ampfer höchstens 3 Körner in 10 g. 

c) Bei Futtererbsen, Trockenspeiseerbsen und Ackerbohnen Besatz mit Unkräutern 
höchstens 5 Körner in 500 g. 

f) Bei Wicken Besatz mit Unkrautwicken höchstens 2 Körner in 300 g. 

g) Bei Lupinen nicht mehr als 2 Körner anderer Farbe in 100 Körnern. 

h) Bei bitterstoffarmen Lupinensorten nicht mehr als 3 bittere Körner in 100 Körnern. 

2. Befall mit Krankheiten und Schädlingen 

Saatgut von landwirtschaftlichen Leguminosen muß frei sein von lebenden Samenkäfern (Bruchidae). 
Saatgut, das in größerem Ausmaß mit parasitischen Pilzen oder Bakterien sowie mit lebenden Milben 
befallen ist, ist zur Anerkennung nicht geeignet. Eine besondere Untersuchung des Saatguts auf Befall 
mit Krankheiten und Schädlingen (Gesundheitszustand) erfolgt nur, wenn sich bei der Prüfung der 
Beschaffenheit des Saatguts der Verdacht ergibt, daß ein Befall mit Krankheiten oder Schädlingen in 
größerem Ausmaß vorhanden ist. 

3. Feuchtigkeitsgehalt 

Der Feuchtigkeitsgeh alt darf bei 

a) Lupinen, Futtererbsen, Trockenspeiseerbsen, Ackerbohnen, Wicken 15 v. H. 

b) den übrigen landwirlscliaftlichen Leguminosen 12 v. H. 

c) Gräsern 14 v. FI. 

des Gewichts nicht übersteigen. 

Die Prüfung des Feuchtigkeitsgehalts erfolgt nur, wenn die Beschaffenheit des Saatguts die Einhaltung 
der Höchstgrenze des Feuchtigkeitsgehalts bei der Probenahme oder bei der Prüfung der Beschaffenheit 
des Saatguts zweifelhaft erscheinen läßt. 


11. Basissaatgut 

Die in Teil I aufgeführten Anforderungen gelten für Basissaatgut entsprechend, soweit im folgenden 
nichts anderes bestimmt ist: 

1. Reinheit und Keimfähigkeit 

a) Bei allen Arten Besatz mit Körnern anderer Pflanzen höchstens 0,2 v. H. des Gewichts; Besatz mit 
Körnern anderer Kulturpflanzen und mit Körnern von Unkrantpflanzen höchstens je 0,1 v. H. des 
Gewichts. 

b) Bei allen Arten Besatz mit Ackerfuchsschwanz höchstens 5 Körner in 25 g. Bei Futtererbsen, Trocken- 
speiseerbsen und Ackerbohnen erfolgt die Prüfung nur, wenn die Beschaffenheit des Saatguts die 
Einhaltung der Höchstgrenze des Besatzes mit Körnern von Ackerfuchsschwanz zweifelhaft erscheinen 
läßt. 

c) Bei bitterstoffarmen Lupinensorten nicht mehr als 1 bitteres Korn in 100 Körnern. 

2. Befall mit Krankheiten und Schädlingen 

Das Saatgut darf nicht in größerem Ausmaß mit Gallen von Samenälchen besetzt sein. 


III. Handelssaatgut 

Die in Teil I aufgeführten Anforderungen gelten für Handelssaatgut entsprechend, soweit im folgenden 
nichts anderes bestimmt ist: 

1. Bei allen Arten Besatz mit Körnern anderer Kulturpflanzen höchstens 3 v. H. des Gewichts; bei Rispen¬ 
arten gilt ein Anteil von 3 v. H, des Gewichts an Körnern anderer Rispenarten nicht als Unreinheit. 

2. Bei Wicken gilt ein Anteil von 6 v. LI. des Gewichts an Körnern der Pannonischen Wicke, der Zottel¬ 
wicke und verwandter Arten von Kulturpflanzen nicht als Unreinheit. 

3. Bei Lupinen nicht mehr als 4 Körner anderer Farbe in 100 Körnern. 

4. Bei bitlerstoffarmen Lupinensorten nicht mehr als 5 bittere Körner in 100 Körnern, 
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Anlage 4 

(zu § 14 Abs. 3 und § 17 Abs. 3) 


Kennzeichen der Anerkennungsstellen 

AZ Lcind wirl.schüriskammer Rheinhessen, Alzey 

ß Dcm’ Sv'iidlut für Wirtschaft, Berlin 

BN Der Direktor der Landwirtsdiaffskammer Rheinland 

rils Landesbeauftragter, Bonn 

F Land- und Forstwirtschaftskammer Hessen-Nassau, Frankfurt (Main) 
FR Regiorungsprasidium Südbaden, Freiburg 

FS Bayerische Landessaatzuchtanstalt Weihenstephan, Freising 

H Landwirtschaftskammer Hannover, Hannover 

HB Landwirtschaftskammer Bremen, Bremen 

MH IRüiörde für Ernährung und Landwirtschaft, Hamburg 

K A Regierungspräsidium Nordbaden, Karlsruhe 

KI Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein, Kiel 

KL Landwirtschaftskammer Pfalz, Kaiserslautern 

KO Landwirtschaftskamraer Rheinland-Nassau, Koblenz 

KS Land- und Forstwirtschaftskammer Kurhessen, Kassel 

MS Der Direktor der Landwirtschaftskammer Westfalen-Lippe 
als Landesbeauftragter, Münster 
OL Landwirtschaftskammer Weser-Ems, Oldenburg i. O. 

S Regierungspräsidium Nordwürttemberg, Stuttgart 

SB Landwirtschaftskammer für das Saarland, Saarbrücken 

TU Regierungspräsidium Südwürtlemberg-Hohenzollern, Tübingen 


Anlage 5 

(zu § 18) 


Etikett 

für Basissaatgut und Zertifiziertes Saatgut 


O 

EWG-NORM 

Anerkennungsstelle: 

Art: 

Sürlenbezeichnung: 

Kategorie: 

Anerkennungs-Nr.: 

Verschließung (Monat, Jahr); 

Erzeugerland: 

Angegebenes Gewicht der Packung: kg 

Zusätzliche Angaben: 


Mindestgröße 115 X 80 mm 
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Anlage 6 

§ 18 ) 


Etikett 

für Handelssaatgut 


o 

Zulassungsstelle: 

Handelssaatgut {nicht der Sorte nach anerkannt) 
Art: 

Aufwuchsgebiet: 

Zulassungs-Nr.: 

Verschließung (Monat, Jahr): 

Angegebenes Gewicht der Packung: 

Zusätzliche Angaben: 


kg 


Mindestgröße 115 X 80 mm 
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Anlage 7 

(zu § 32) 


Name und Anschrift der Anerkennungsslelle 
Name and address of Ihe Certifying Agency 
Nom et adresse du Service de Certification 


Zertifikat 

ausgestellt auf Grund des OECD-Systems für die sortenmäßige Zertifizierung von Futterpflanzensaatgut, 

das für den internationalen Handel bestimmt ist 

Certificate 

issued under the OECD Scheme for the Varietal Certification of Herbage Seed Moving 

in International Trade 

Certificat 

delivre conformement au Systeme de TOCDE pour la certification varietale de semences fourrageres 

destinees au commerce international 


Bezugsnummer 

Reference number .: __ 

Numero de reference 

Art (lateinisch) 

Species (latin) .: _^_ 

Espece (latin) 

Sorte 

Cultivar .. . 

Cultivar 

Zahl der Packungen und angegebenes Gewicht der Partie 

Number of Containers and dcclared weight of lot . . . .:__ 

Nombre d'emballages et poids declare du lot 

Das Saatgut, das diese Bezugsnummer trägt, ist gemäß dem OECD-System für die sortenmäßige Zertifizierung 
von Futterpflanzensaatgut erzeugt und anerkannt als: 

The seed lot bearing this relerence number has been produced in accordance with the OECD Herbage Seed 
Scheme and is approved as: 

Le lot de semences porlant ce numero de reference a ete produit conformement au Systeme de l'OCDE 
pour ies semences fourrageres ef il est approuve comme: 

* Basissaatgut (weißes Etikett) / Zertifiziertes Saatgut (blaues Etikett) 

^ Basic Seed (white label) / Certified Seed (blue label) 

* Semences de base (etiquette blanche) / Semences certifiees (etiquette bleue) 


*) Nichtzutreffendes streichen 
*) Delete qs necessüry 
*) Rayer la mention inulile 
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Ergebnisse der Untersuchung / Analysis Results / Resultats d'Analyse 


Reinheit 

Pure s e e d .: . 

P u r e t e 

Unschädliche Verunreinigungen 

Inert matter .: Vo 

Matieres inertes 


Fremde Kulturarten 

Other crop seeds .; . Vo 

Semences d’autres plantes cultivees 

Arten (lateinisch) 

Species (latin): .. 

Especes (latin) 

Unkrautsamen 

Weed seeds .: . Vo 

Graines de plantes adventices 

Arten (lateinisch) 

Species (latin): .. 

Especes (latin) 

1^0 


Gesamtzahl der Unkrautsamen pro kg 

Total number ot weed seeds per kg . 

Nombre total de graines de plantes adventices par kg 


Seidekörner pro kg 

Dodder seeds per kg .: . 

Graines de cuscute par kg 

Keimfähigkeit (normale Keimlinge) nach . Tagen 

G e r m 1 n a t i o n (nor mal sprouts) in days : Vo 

Germination (gennes normaux) en jours 

Harlschalige Körner 

1 tard seeds .: . 

Graines d u res 

Frische, nicht gekeimte Samen 

Fresh ungerminaled seeds .. . 

Graines d’apparence normale non germees 

Wertloser Rest (einschl. Vo anomaler Keimlinge) 

Worthless remainder (incl. Vo abnormal sprouts) .: Vo 

Graines defectueuses (y compris Vo de germes anormaux) 

lÖÖ ^ 


Feuchtigkeitsgehalt 

Moisture content .: . ^/o 

T'eneur en eau 

(Falls keine Zahlen vorhanden, sind die Worte „Nicht untersucht" in den vorgesehenen 
Raum einzusetzen.) 

(Where no figures are available, insert the words "Not Tested" in the space provided.) 

(Lorsqu'aucun chilfre ne peut etre indique inscrire les mots « Non Determine » ä l'emplace- 
ment prevu.) 

B emerkungen 
Obser vations 
Observations 


Dienstsiegel 
Officiol senl 
Ccidiel officie! 


Unterschrift 
Signature ....: 
Signatare 

Ort und Datum 
Place and date: 
Lieu et date 
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Anlage 8 

(zu § 33 Abs. 1) 


Etikett lind 


Einleger 


lür Basissaatgut und Zertifiziertes Saatgut 


V ordorseite 




v;'.' ■■■; ■. V, . 

fSSKiSÄf^l 




Specics (Latin name) 

Espece (nom latin) 

-. 

Cultivar name 


Nom du cultivar 


Category 


Ca legorie 


Rc f'e ren c e n um ber 


Numero de .feierence 


Date of sampling 


Date de l'eciiantillonnage 



Rückseite 



Name and address of certifying authority 
Nom et adresse de i'organisation de certificaüon 
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Verordnung 

über Pflanzgut von Ertragsreben und Unterlagsreben 

(Rebenpflanzgutverordnung) 

Vom 19. Juni 1968 


Aul Grund des § 7 Abs. 1 Nr. 1, der §§ 9, 11 Abs. 3, 
§§ 15, 16 Abs. 5, des § 22 Abs. 1, der §§ 24, 35 Abs. 1 
und 2, §§ 36 und 79 des Saatgutverkehrsgesetzes 
vom 20. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 444) wird mit 
Zustimmung des Bundesrates verordnet: 

Abschnitt I 

Allgemeine Vorschriften 

§ ^ 

Sachlicher Geltungsbereich 

Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für 
Basispflanzgut, Zertifiziertes Pflanzgut und Standard¬ 
pflanzgut von Erti'agsreben und Unterlagsreben (Re¬ 
ben). 

§ 2 

Begriffsdefinitionen 

Im Sinne dieser Verordnung sind 

1. Pflanzgut von Reben: 

a) Ruten: einjährige Triebe, 

b) Edelreiser: Rutenteile, die bei der Herstellung 
von Pfropfreben und bei der Veredelung von 
Reben eim Standort (Standortveredelung) zur 
Bildung der oberirdischen Teile bestimmt sind, 

c) veredGlungsfähige blinde Unterlagsreben: Ru¬ 
tenteile, die bei der Herstellung von Pfropf- 
reben zur Verwendung als Unterlage bestimmt 
sind, 

d) Blindholz: Rutenteile, die zur Erzeugung von 
Wurzelreben bestimmt sind, 

e) Wurzelreben: bewurzelte, nicht gepfropfte 
Rutenteile, die zur wurzelechten Pflanzung 
oder zur Verwendung als Unterlage bei einer 
Pfropfung bestimmt sind, 

f) Pfropfreben: durch Pfropfung miteinander ver¬ 
bundene Rutenteile, deren unterirdischer Teil 
bewurzelt ist, 

g) Topfreben: Wiirzelreben oder Pfropfreben, die 
in Töpfen oder topfähnlichen Behältnissen kul¬ 
tiviert und vertrieben werden, 

h) Kartonagereben: Wurzelreben oder Pfropf¬ 
reben, die in Kartonagen oder kartonageähn- 
lichen Behältnissen kultiviert und vertrieben 
werden; 

2. Mutterrebenbestände: zur Erzeugung von Edel¬ 
reisern, veredelungsfähigen blinden Unterlags¬ 
reben oder Blindholz bestimmte Bestände von 

Reben; 

3. Rebschulen: zur Erzeugung von Wurzelreben oder 

Pfropfreben bestimmte Bestände von Reben. 


§ 3 

Erlaubnis des Vertriebs von Standardpflanzgut 

Standardpflanzgut von den in der Anlage 1 auf¬ 
geführten Sorten darf bis auf weiteres vertrieben 
werden, 

Abschnitt 11 

Anerkennung als Basispflanzguh Zertifi¬ 
ziertes Pflanzgut und Standardpflanzgut 

§ 4 

Anerkennungsstelle 

(1) über die Anerkennung als Basispflanzgut, Zer¬ 
tifiziertes Pflanzgut und Standardpflanzgut entschei¬ 
det die Anerkennungsstelle, in deren Bereich der 
Betrieb liegt, in dem das Pflanzgut aufwächst. 

(2) Wird Pflanzgut im Bereich einer anderen als 
der in Absatz 1 genannten Anerkennungsstelle auf¬ 
bereitet, so gibt die zuständige Anerkennungsstelle 
das Verfahren auf Antrag an die Anerkennungs¬ 
stelle ab, in deren Bereich das Pflanzgut aufbereitet 
wird. 

(3) Über die Anerkennung als Zertifiziertes Pflanz¬ 
gut nach § 16 Abs. 1 des Saatgutverkehrsgesetzes 
entscheidet die Landesanstalt für Rebenveredelung 
in Vallendar. 

§ 5 

Antrag 

(1) Anträge auf Anerkennung sind zu stellen, 

1. soweit nichts anderes bestimmt ist, bis zum 

15. Juni eines jeden Jahres, 

2. für Kartonagereben bis zum 15. Mai eines jeden 

Jahres. 

Die Anerkennungsstelle kann Ausnahmen zulassen, 
wenn Besonderheiten des Anbau- oder Kultivie¬ 
rungsverfahrens dies rechtfertigen. 

(2) Für die Anträge sind Vordrucke der Anerken¬ 
nungsstelle zu verwenden. Der Antrag ist für jede 
Sorte oder für jede Selektion innerhalb einer Sorte 
(Klon) gesondert zu stellen. 

(3) Der Antragsteller hat im Antrag auf Aner¬ 
kennung als Basispflanzgut zu erklären, daß der 
Rebenbestand der Vermehrungsfläche aus Pflanzgut 
erwächst, das nach den Grundsätzen systematischer 
Erhaltungszüchtung vom Züchter oder unter dessen 
Aufsicht und nach dessen Anweisung gewonnen 
wurde. 

(4) Der Antragsteller hat im Antrag auf Aner¬ 
kennung als Zertifiziertes Pflanzgut zu erklären, daß 
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der Rebenbestand der VerrrKihrungsflache aus Pflanz¬ 
gut erwächst, das als Basisiyflanzgut oder Vorstufen¬ 
pflanzgut {Pflanzgut einer dem. Basispflanzgut vor¬ 
hergeh enden Generation) anerkannt war. Ferner ist 
die Anerkennungsnummer anzugeben, unter der das 
Basispflanzgut oder das Vorstufenpflanzgut aner¬ 
kannt war. Ist das Basispflanzgut oder das Vor- 
stufenpflanzgut durch eine Anerkennungsstelle 
außerhalb des Geltungsbereichs des Saatgatver¬ 
kehrsgesetzes anerkannt worden, ist auch die An¬ 
erkenn ung s s t o l le a nz 11 ge b en. 

(5) Für die Anerkennung von Zertifiziertem Pflanz¬ 
gut nach § 16 Abs. 1 des Saatgutverkehrsgesetzes 
kann die in § 4 Abs. 3 genannte Anerkennungsstelle 
bestimmen, daß die Anträge auf Anerkennung bis 
zu einem anderen als dem in Absatz 1 Nr. 1 fest¬ 
gesetzten Zeitpunkt zu stellen sind. 

§ 6 

Anforderungen an die Vermehrungsfläche 

(1) Pflanzgut wird nur anerkannt, wenn 

1. die zur Anerkennung angemeldete Fläche eines 
Mutterrebenbestands mindestens 0,125 Hektar 
groß ist, 

2. der Kulturzustand der Vermehrungsfläche eine 
ordnungsgemäße Bearbeitung und Behandlung 
erkennen läßt. 

(2) Die Anerkennungsstelle kann Ausnahmen von 
Absatz 1 Nr. 1 zulassen. 

(3) Der Boden von Vermehrungsflächen soll zum 
Zeitpunkt der Pflanzung der Reben nicht von Schad¬ 
organismen, insbesondere von Viren, befallen sein. 

(4) Die Vermehrungsfläche ist von anderen Reben¬ 
beständen deutlich abzugrenzen. 

§ 7 

Anforderungen an den Rebenbestand 

(1) Die Anforderungen an den Rebenbestand er¬ 
geben sich aus Anlage 2. 

(2) Jede zur Anerkennung angemeldete Vermeh¬ 
rungsfläche muß im Jahr der Pflanzguterzeugung 
mindestens einmal besichtigt und auf das Vorliegen 
der Anforderungen an den Rebenbestand geprüft 
werden. Die Besichtigung soll stattfinden: 

1. bei Mutterrebenbeständen zur Erzeugung von 
Edelreisern in der Zeit vom 1. August bis zum 
Beginn der Weinlese, 

2. bei Mutterrebenbeständen zur Erzeugung von 
veredelungsfähigen blinden Unterlagsreben oder 
Blindholz in der Zeit vom 1. August bis zum 
Beginn des Laubfalls, 

3. bei Kartonagcreben nach beendeter Abhärtung, 
spätestens jedoch bis zum 1. Juni. 

(3) Erweist sich der Rebenbestand auf einem Teil 
einer zusammenhängenden Vermehrungsfläche we¬ 
gen äußerer Einwirkungen oder fehlender Mindest¬ 
entfernungen für die Anerkennung als nicht geeig¬ 
net, so kann der Rebenbestand der restlichen Ver¬ 
mehrungsfläche nur berücksichtigt werden, wenn 
dieser deutlich abgegrenzt wird und wenn sicher¬ 
gestellt ist, daß das zur Anerkennung vorgesehene 
Pflanzgut von dmser Fläche stammt. 


(4) Die Anerkennungsstelle kann im Einzelfall 
gestatten, daß der zulässige Fehlstellenanteil über¬ 
schritten werden darf, wenn der den zulässigen An¬ 
teil überschreitende Fehlstellenanteil durch physi¬ 
kalische Einwirkungen verursacht worden ist. 


§ 8 

Mängel des Rebenbestands 

Soweit Mängel des Rebenbestands behoben werden 
können, kann der Antragsteller oder der Vermehrer 
im Anschluß an die Besichtigung des Rebenbestands 
eine Nachbesichtigung beantragen. Die Nachbesich¬ 
tigung ist in angemessener Frist durchzuführen. Ist 
der Mangel durch Befall mit Krankheiten oder 
Schädlingen verursacht, die durch das Pflanzgut über¬ 
tragen werden können, so ist eine Nachbesichtigung 
nicht zulässig. 

§ 9 

Ergebnis der Prüfung des Rebenbestands 

Das Ergebnis der Prüfung des Rebenbestands ist 
dem Antragsteller und dem Vermehrer unverzüglich 
nach Abschluß der Besichtigung des Rebenbestands, 
im Fall einer Nachbesichtigung nach § 8 unverzüglich 
nach Abschluß der Nachbesichtigung schriftlich mit¬ 
zuteilen. 

§ 10 

Wiederholungsbesichtigung 

Der Antragsteller oder der Vermehrer kann bin¬ 
nen drei Werktagen nach Empfang der Mitteilung 
nach § 9 eine Wiederholung der Besichtigung (Wie¬ 
derholungsbesichtigung) verlangen. Eine Wiederho¬ 
lungsbesichtigung findet nur statt, wenn im Antrag 
ausreichende Gründe dafür angeführt sind, daß das 
nach § 9 mitgeteilte Ergebnis der Prüfung nicht den 
tatsächlichen Verhältnissen entspricht. Die Wieder¬ 
holungsbesichtigung soll von einem anderen Prüfer 
vorgenommen werden. In der Zeit zwischen der 
letzten Prüfung des Rebenbestands und der Wieder¬ 
holungsbesichtigung darf der Rebenbestand nicht 
verändert werden. § 9 gilt entsprechend. 


§ 11 

Voraussetzungen der Beschaffenheitsprüfung 

Die Prüfung der Beschaffenheit des Pflanzguts 
findet nur statt, wenn derjenige, in dessen Betrieb 
die Beschaffenheitsprüfung stattfinden soll, der An¬ 
erkennungsstelle oder der von ihr bestimmten Stelle 
oder Person 

1. anzeigt, daß das Pflanzgut zum Zweck der Be¬ 
schaffenheitsprüfung aufbereitet ist; bei Topf¬ 
reben und Kartonagereben ist deren Stückzahl, 
bei in Bündel verpacktem Pflanzgut die Zahl der 
Bündel einer Partie und die für jedes Bündel 
vorgesehene Stückzahl des Pflanzguts anzugeben; 

2. schriftlich erklärt, daß die vorgesteilte Partie nur 
aus Rebenbeständen stammt, die für die Aner¬ 
kennung als geeignet befunden worden sind. 
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§ 12 

Anforderungen an die Beschaffenheit des Pflanzguts 

(1) Die Antordcvrimgon an die Beschaffenheit des 
Pflanzguts ergeben sich aus Anlage 3. 

(2) Die Beschaffenheit des Pflanzguts wird an dem 
auf bereiteten und verpackten Ptlanzgut geprüft. Die 
Prüfling erstreckt sich bei Partien von 

1. 1 bis 20 Bündeln auf mindestens 20 vom Hun¬ 

dert der Bündel; 

2. 21 bis 100 Bündeln auf mindestens 10 vom Hun¬ 

dert der Bündel, jedoch nicht weniger 
als 5 Bündel; 

3. 101 bis 1 000 Bündeln auf mindestens 2 vom Hun¬ 

dert der Bündel, jedoch nicht weniger 
als 10 Bündel; 

4. über 1 000 Bündeln auf mindestens 1 vom Hun¬ 

dert der Bündel, jedoch nicht weni¬ 
ger als 20 Bündel. 

Die Bündel müssen mindestens die in Anlage 4 
festgesetzte Stückzahl enthalten. Bei Topfreben und 
Kartonagereben erfolgt die Prüfung an Hand von 
mindestens 1 vom Hundert des vorgestellten Pflanz¬ 
guts. 

(3) Ergibt die Prüfung, daß die Anforderungen 
nicht erfüllt sind, so hat die Anerkennungsstelle auf 
Antrag eine weitere Prüfung zu gestatten. 

§ 13 

Anerkennungsbescheid 

(1) über den Antrag auf Anerkennung erteilt die 
Anerkennimgsstelle dem Antragsteller für jede 
Partie einen Prüfungsbescheid. Die Anerkennungs- 
Stelle benachrichtigt den Vermehrer von der Ertei¬ 
lung des Bescheids. 

(2) Der Bescheid muß folgende Angaben enthalten; 

1. Name des Antragstellers, 

2. Name des Vermehrers, 

3. Art, Sortenbezeichnung und Bezeichnung des 
Klones, 

4. Art des Pflanzguts nach § 2 Nr. 1, 

5. Größe und Bezeichnung des Rebenbestands gemäß 
der Mitteilung nach den §§ 9 oder 10, 

6. Zahl der Bündel der Partie. 

Bei Pflanzgut, das mit Erfolg geprüft ist, ist der Be¬ 
scheid als Anerkennungsbescheid zu bezeichnen und 
zusätzlich anzugeben: 

1. Kategorie des anerkannten Pflanzguts, 

2. Anerkennungsnummer, 

3. Auflagen. 

Wird die Anerkennung versagt, so ist der Bescheid 
zu begründen. 

(3) Die Anerkennungsnummer des Pflanzguts setzt 
sich zusammen aus dem Buchstaben „D“ und einem 
Schrägstrich, dem Kennzeichen der Anerkennungs- 
Stelle und einer mehrstelligen, von der Anerken- 
nungsstefle festzuselzenden Zahl (z. B. D/AZ 153471). 
Die Kennzeichen der Anerkennungsstellen ergeben 
sich aus Anlage 5. 


(4) Sind bei der Erzeugung von Pflanzgut, das zur 
Anerkennung als Zertifiziertes Pflanzgut angemeldet 
war, die in den Anlagen 2 oder 3 festgesetzten An¬ 
forderungen für die Erzeugung von Zertifiziertem 
Pflanzgut nicht erfüllt, so ist das Pflanzgut auf An¬ 
trag als Standardpflanzgut anzuerkennen, sofern es 
die Anforderungen an Standardpflanzgut erfüllt und 
für die betreffende Sorte der Vertrieb von Standard¬ 
pflanzgut gestattet ist. 

§ 14 

Pfropfreben 

(1) Pfropfreben werden eingestuft in die Kategorie 

1. Basispflanzgut, wenn das Edelreis als Basispflanz¬ 
gut und die Unterlage als Basispflanzgut oder 
Zertifiziertes Pflanzgut anerkannt war; 

2. Zertifiziertes Pflanzgut, wenn das Edelreis als 
Zertifiziertes Pflanzgut und die Unterlage als 
Basispflanzgut oder Zertifiziertes Pflanzgut aner¬ 
kannt war; 

3. Standardpflanzgut, wenn es sich um eine Kombi¬ 
nation von anerkanntem Edelreis und anerkann¬ 
ter Unterlage handelt, die nicht den Nummern 1 
und 2 entspricht. 

(2) Derjenige, in dessen Betrieb die Besichtigung 
des Rebenbestands nach § 7 Abs. 2 stattfinden soll, 
hat vor der Besichtigung an Hand der Etiketten oder 
der Anerkennungsbescheinigungen nachzuweisen, 
welcher Kategorie die zur Herstellung der Pfropf¬ 
reben verwendeten Rutenteile zugehören. 

Abschnitt III 

Kennzeichnung und Verschließung 

§ 15 

Etikett 

Vor der Prüfung der Beschaffenheit des Pflanzguts 
nach § 12 ist jedes Bündel des Pflanzguts, das als 
Basispflanzgut, Zertifiziertes Pflanzgut oder Stan¬ 
dardpflanzgut anerkannt werden soll, durch den 
Antragsteller oder den von ihm Beauftragten mit 
einem Etikett zu kennzeichnen. Das Etikett ist für 
Basispflanzgut weiß, für Zertifiziertes Pflanzgut blau 
und für Standardpflanzgut dunkelgelb; es muß für 
Wurzelreben dem Muster der Anlage 6 Buchstabe A, 
für Pfropfreben dem Muster der Anlage 6 Buch¬ 
stabe B und für anderes Pflanzgut von Reben dem 
Muster der Anlage 7 entsprechen. 

§ 16 

Kennzeichnung bei eingeführtem Pflanzgut 

Das nach § 15 vorgeschriebene Etikett entfällt bei 
eingeführtem Pflanzgut, dessen Anerkennung nach 
den Vorschriften des Saatgutverkehrsgesetzes den 
nach diesem Gesetz erteilten Anerkennungen gleich¬ 
gestellt ist. 

§ 17 

Angaben in besonderen Fällen 

Die Bündel von Basispflanzgut, Zertifiziertem 
Pflanzgut oder Standardpflanzgut von Sorten, das 
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nicht zum Anbau im Geltungsbereich des Saatgut¬ 
verkehrsgesetzes bestimmt ist (§ 44 Abs. 2 Nr. 3 des 
Saatgutverkehrsge.setzes), sowie die Bündel von 
Zertifiziertem Pflanzgut, das nach § 8 Abs. 3 des Saat- 
gutverkehrsgesetzes anerkannt worden ist, müssen 
mit einem Zusatzetikett versehen sein, auf dem ver¬ 
merkt ist: „Zum Anbau außerhalb der Bundesrepu¬ 
blik De als ch 1 a n d b e stimmt". 

§ 18 

Verscliließimg der Bündel 

(1) Vor der Prüfung der Beschaffenheit des Pflanz¬ 
guts ist jedes Bündel des Pflanzguts, das als Basis- 
pllanzgut, Zertifiziertes Pllanzgut oder Standard¬ 
pflanzgut anerkannt werden soll, durch den Antrag¬ 
steller oder den von ihm Beauftragten zu verschlie¬ 
ßen und mit einer Plombe zu versehen. Die Plombe 
muß das Etikett sichern, beim öffnen des Verschlus¬ 
ses unbrauchbar werden und darf nicht wieder ver¬ 
wendet werden können. 

(2) Die Plomben bestehen aus ungefärbtem Weiß¬ 
blech und tragen die Aufschrift „Anerkanntes Pflanz¬ 
gut" und die Betriebsnummer des verschließenden 
Betriebs. 

(3) Die Betriebsnummer wird auf Antrag eines 
Betriebs, der Bündel von Pflanzgut verschließt, von 
der Anerkennungsstelle festgesetzt, in deren Bereich 
der Betrieb liegt. Sie setzt sich zusammen aus dem 
Buchstaben „D", einer Zahl und dem Kennzeichen 
der Anerkennungsstelle (z. B. D 130 AZ). 

§ 19 

Topfreben und Kartonagereben 

(1) Topfreben und Kartonagereben dürfen unge¬ 
bündelt vertrieben werden. Die Vorschriften der 
§§ 15 bis 17 über die Kennzeichnung und des § 18 
über die Verschließung finden keine Anwendung. 

(2) Wer Topf r eben oder Karlonager eben ver¬ 
treibt, hat dem Erwerber bei der Übergabe schrift¬ 
lich anzugeben: 

1. Name und Anschrift des Erzeugers der Topfreben 

oder Kartonagereben, 

2. Kategorie, Sortenbezeichnung und Bezeichnung 

des Klones, bei Pfropfreben getrennt nach Edel¬ 
reis und Unterlage, 

3. Anerkennungsnilmmer. 

§ 20 

Abgabe von Kleinmengen 

(1) Für den Vertrieb in kleinen Mengen an Letzt¬ 
verbraucher darf Pflanzgut aus Bündeln, die nach 
den Vorschriften des Saatgutverkehrsgesetzes ge¬ 
kennzeichnet und verschlossen sind, ungekennzeich¬ 
net und ungebündelt abgegeben werden. Kleine 
Mengen im Sinne dieser Verordnung sind Mengen 
bis zu der in Anlage 4 festgesetzten Stückzahl. 

(2) Wer Pflanzgut nach Absatz 1 vertreibt, hat 
dem Erwerber auf Verlangen bei der Übergabe die 
Sortenbezeichnung, die Bezeichnung des Klones, die 
Kategorie, die Art des Pflanzguts nach § 2 Nr. 1 und 
die Anerkennungsnummer oder die Betriebsnum¬ 
mer des Erzeugers schriftlich anzugeben. 


§ 21 

Kennzeichnung von Vorstufenpflanzgut 

Wird Pflanzgut entsprechend § 10 desSaatgutver- 
kehrsgesetzes anerkannt, so ist auf dem nach § 15 
vorgeschriebenen Etikett an Stelle der Angabe der 
Kategorie die Angabe „Vorstufenpflanzgut" zu 
machen. 

§ 22 

Vertrieb von nicht anerkanntem Pflanzgut 
in besonderen Fällen 

Wird Pflanzgut entgegen § 4 Abs. 1 des Saat¬ 
gutverkehrsgesetzes vertrieben, ohne daß es aner¬ 
kannt ist, so sind die Packungen dieses Pflanzguts 
mit einem besonderen Etikett zu versehen. Außer 
der Angabe des Namens oder der Firma und der 
Anschrift des Absenders sowie der Art, soweit es 
sich um Sortenpflanzgut handelt, der Bezeichnung 
der Sorte und der Bezeichnung des Klones, sowie 
der Art des Pflanzguts nach § 2 Nr. 1 muß dieses 
Etikett folgende Angaben enthalten; 

1. „Nicht anerkanntes Vorstufenpflanzgut zum ver¬ 
traglichen Vermehrungsanbau" bei Pflanzgut, 
das einer in der Sortenliste eingetragenen Sorte 
zugehört und als nicht anerkanntes Vorstufen¬ 
pflanzgut im Rahmen eines Vermehrungsvertrags 
an eine Vertragspartei nach § 4 Abs. 2 Nr. 1 des 
Saatgutverkehrsgesetzes abgegeben wird; 

2. „Nicht aufbereitetes Pflanzgut, Vertrieb zur Auf¬ 
bereitung" bei Pflanzgut, das nicht aufbereitet 
ist und zur Aufbereitung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 
des Saatgutverkehrsgesetzes vertrieben wird; 

3. „Pflanzgut für Anbauversuche", „Pflanzgut für 
Züchtungszwecke", „Pflanzgut für Forschungs¬ 
zwecke" oder „Pflanzgut für Ausstellungszwecke" 
je nach Verwendungszweck bei Pflanzgut, das 
für Anbauversuche oder für Züchtungs-, For- 
schungs- oder Ausstellungszwecke nach § 4 Abs. 2 
Nr, 3 des Saatgutverkehrsgesetzes vertrieben 
wird; 

4. „Pflanzgut zum Anbau außerhalb eines Mitglied¬ 
staats der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
Vertrieb nur zur Ausfuhr gestattet" bei Pflanzgut, 
das zum Anbau außerhalb eines Mitgliedstaats 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft be¬ 
stimmt ist (§ 4 Abs. 2 Nr. 4 des Saatgutverkehrs¬ 
gesetzes); 

5. „Nicht anerkanntes Pflanzgut einer noch nicht in 
der Sortenliste eingetragenen Sorte" bei Pflanz¬ 
gut, das unter Nummer 1 fällt und dessen Ver¬ 
trieb vom Bundessortenamt nach § 4 Abs. 3 des 
Saatgutverkehrsgesetzes genehmigt ist, weil mit 
der Eintragung der Sorte in die Sortenliste inner¬ 
halb angemessener Frist zu rechnen ist. 

Abschnitt IV 

Nachkontrollanbau, Zurücknahme 
der Anerkennung 

§ 23 

Durchführung des Nachkontrollanbaus 

(1) Ein Nachkontrollanbau ist an Fland von Pro¬ 
ben durchzuführen, sofern ihn die Anerkennungs- 
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stelle für erforderlich hält Zum Zweck des Nachkon- 
trollanbcuis können bei der Prüfung der Beschaffen¬ 
heit des Pflanzguts nach § 12 Proben von bis zu 50 
Stück je Partie entnommen werden. 

(2) Soweit die Bundesrepublik Deutschland durch 
Entscheidung des Rates oder der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu einem Nachkon- 
trollanbau innerhalb des Geltungsbereichs des Saat¬ 
gutverkehrsgesetzes verpllichtet ist, wird dieser vom 
Bundessorten amt durchgoführt. Die für den Nach- 
kontrollanbau ortorderlichen Proben werden durch 
die Anerkennung SS tollen bereitgestellt und dem 
Bundessortenamt zugeleitet. 

(3) Soweit die Bundesrepublik Deutschland durch 
Entschoidung dos Rates oder der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften verpflichtet ist, Proben 
für einen Nachkontrollanbau außerhalb des Gel¬ 
tungsbereichs dos Saatgut Verkehrsgesetzes zur Ver¬ 
fügung zu stellen, leitet das Bundessortenamt die 
bereitgestellten Proben an die Stelle weiter, die den 
Nachkontrollanbau dnrchtührl. Auf die Bereitstel¬ 
lung der Proben findet Absatz 2 Satz 2 Anwendung. 


§ 24 

Zeitpunkt und Umfang des Nachkontrollanbaus 

(1) Der Nachkontrollanbau soll in der Vegetations¬ 
periode durchgeführt werden, die auf den Zeitpunkt 
der Probenahme nach § 23 Abs. 1 unmittelbar folgt. 

(2) Die Prüfung erstreckt sich auf Sortenechtheit, 
Sortenreinheit und Gesundheitszustand. 


§ 25 

Zurücknahme der Anerkennung 

Die Zurücknahme der y\nerkennung ist demjeni¬ 
gen, der die Anerkennung nach § 5 beantragt hat, 
von der Anerkennungsstclle mitzuteilen. Ist der An¬ 
tragsteller oder der für ihn Handelnde nicht mehr 
im Besitz des Pllanzguts, hat er der Anerkennungs¬ 
stelle unverzüglich Namen oder Firma und Anschrift 
desjenigen mitzuteilen, an den er das Pflanzgut ver¬ 
trieben hat. Für den Erwerber dieses Pflanzguts gilt 
Satz 2 entsprechend. Die Anerkcmnungsstelle, welche 
die Anerkennung zurückgenommen hat, hat die für 
den Besitzer des Pllanzguts zuständige Anerken¬ 
nungsstelle unter Angabe von Sortenbezeichnung, 
Bezeichnung des Klones, Art des Pflanzguts nach § 2 
Nr. 1 und Anerkennungsnummer oder Betriebsnum¬ 
mer des Erzeugers unverzüglich von der Zurück¬ 
nahme der Anerkennung zu unterrichten. 


Bonn, den 19. Juni 1968 


Abschnitt V 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 26 

Übergangsvorschriften 

(1) Abweichend von § 14 Abs. 1 darf Pflanzgut 
von Pfropfreben bis zum 31. Dezember 1973 einge¬ 
stuft werden 

1. als Basispflanzgut, wenn das Edelreis als Elite¬ 
saatgut mit Erfolg geprüft und die Unterlage als 
Elitesaatgut mit Erfolg geprüft oder als Floch- 
zuchtsaatgut oder Stammsaatgut anerkannt oder 
als Handelssaatgut oder Importsaatgut zugelas¬ 
sen war; 

2. als Zertifiziertes Pflanzgut, wenn 

a) das Edelreis als Hochzuchtsaatgut oder Staram- 
saatgut anerkannt und die Unterlage als Elite¬ 
saatgut mit Erfolg geprüft oder als Hochzucht¬ 
saatgut oder Stammsaatgut anerkannt oder als 
Handelssaatgut oder Importsaatgut zugelas¬ 
sen war; 

b) das Edelreis als Zertifiziertes Pflanzgut und die 
Unterlage als Standardpflanzgut anerkannt 
war; 

3. als Standardpflanzgut, wenn das Edelreis als Han¬ 
delssaatgut oder Importsaatgut zugelassen und 
die Unterlage als Elitesaatgut mit Erfolg geprüft 
oder als Hochzuchtsaatgut oder Stammsaatgut an¬ 
erkannt oder als Handelssaatgut oder Importsaat¬ 
gut zugelassen war. 

(2) Pflanzgut der Sorten Auxerrois, Blauer Portu¬ 
gieser, Grüner Silvaner, St. Laurent, Weißer Ries¬ 
ling, Berlandieri x Riparia Kober 5 BB und Berlan- 
dieri x Riparia Kober 125 AA darf als Standard¬ 
pflanzgut bis zum 31. Dezember 1972 anerkannt oder 
als Standardpflanzgut unter den im Saatgutverkehrs¬ 
gesetz genannten Voraussetzungen eingeführt wer¬ 
den. Das in Satz 1 genannte Pflanzgut darf noch bis 
zum 31. Dezember 1973 vertrieben werden. 

§ 27 

Geltung in Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 87 des Saatgutver- 
kehrsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 28 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1968 in Kraft, 


Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
Hermann HÖcherl 
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Sorten, 

von denen Standardpflanzgut vertrieben werden darf 

I Ertragsreben 

1. Blauer Limberger 

2. Blauer Spätburgunder 

3. Blauer Trollinger 

4. Gelber Muskateller 

5. Müllerrebe 

(k Müller-Thurgau 

7. Muskat Ottonel 

8. Roter Elbling 

9. Roter Gutedel 

10. Roter Muskateller 

11. Roter Traminer 

12. Ruländer (Grauer Burgunder) 

13. Weißer Burgunder 

14. Weißer Elbling 

15. Weißer Gutedel 


11. Unterlagsreben 

1. Riparia x Rupestris 3309 Couderc 


Anlage 1 
(zu § 3) 


Anforderungen an 

I. Allgemeines 

1. Der Aufwuchs darf keine Pflanzen einer anderen 
Sorte auf weisen; abweichende Typen derselben 
Sorte sind spätestens bei der Besichtigung des 
Rebenbestands aus dem Boden zu entfernen. 

2. Rebenbesffinde, deren Pflanzen Symptome von 
Viruskrankheiten aufweisen, sind zur Anerken¬ 
nung nicht geeignet, 

3. Rebenbestände, deren Pflanzen in einem Ausmaß 
von Schadorganismen befallen sind, das den Pflanz- 
gutwert beeinträchtigt, sind zur Anerkennung nicht 
geeignet. 

II. Rebschulen 

1. Rebschulen müssen von Ertragsweinbergen so ab¬ 
gegrenzt sein, daß eine Übertragung von Schad- i 
Organismen über die Wurzeln ausgeschlossen ist ■ 

2. Die Zeilenbreite muß mindestens 80 cm betragen. 

3. Der Bestand einer Sorte ist durch einen deutlichen 
Abstand von. den Beständen anderer Sorten zu 
trennen. Anfang und Ende des Bestands jeder Sorte 


Anlage 2 

(zu § 7 Abs. 1) 

den Rebenbestand 

und jedes Klones, bei Pfropfreben jeder Kom¬ 
bination, sind kenntlich zu machen. 


in. Mutterrebenbestände 

1. Die Rebenbestände müssen so angelegt sein, daß 
eine ordnungsgemäße Bewirtschaftung möglich ist. 

2. Jede Sorte muß mit ganzer Zeile auslaufen. 

3. Der Anteil der Fehlstellen darf bei der Erzeugung 
von Zertifiziertem Pflanzgut nicht mehr als 5 v. H., 
bei der Erzeugung von Standardpflanzgut nicht 
mehr als 10 v. H. betragen. 

4. Ausbildung, Reife und Ertrag des Holzes, bei 
Ertragsreben auch der Trauben, müssen die Ruten 
als für den Nutzungszweck geeignet erscheinen 
lassen. 


IV. Topfreben vind Kartonagereben 

1. Die Abhärtung muß abgeschlossen sein. 

2. Das Pflanzgut muß deutlich getrennt nach den 
jeweiligen Kombinationen vorgestellt werden. 
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Anlage 3 

(zu § 12 Abs, 1) 


Anforderungen an das Pflanzgut 


I. Allgemeines 

1. Das Prianzgnt imiß sortonccht und sortenrein sein. Standardpflanzgut darf einen Besatz mit anderen 
Sorten von liöchstens 1 v. H. aufweisen. 

2. Der Anteil an ganz oder teilweise verdorrtem, verdorbenem, verdrehtem, verletztem, zerdrücktem, 
•/.erbrochenern uiui durch Hagel oder Frost geschädigtem Pflanzgut darf zusammen 4 v. H. nicht über¬ 
schreiten. 

3. Pflanzgut, das iji einem Ausmaß von Schadorganismen befallen ist, das den Pflanz gut wert beeinträch¬ 
tigt, ist zur Anerkennung nicht geeignet. 


11. Sortierung 

1. Die Partie muß dcmi Nutzungszweck entsprechend sortiert sein. 

2. Das Pllanzgut muß den folgenden Anforderungen entsprechen: 


Art des 

Pf! anzguts 

1 

1 

Kleinster Durchmesser 

1 _ 

Größter 
Durchmesser 
in der Mitte 
des Inter¬ 
nodiums 
unter dem 
obersten 
Trieb 

(mm) 

Mindestlänge 

am 

.schwächeren 

Ende 

(mm) 

2 

am 

stärkeren 

Ende 

(mm) 

von der 
Basis des 
untersten 
Knotens 
an bis zum 
obersten 
Internodium 
einschließlich 

(cm) 

vom Wurzel¬ 
ansatz bis 
zum Ansatz 
des obersten 
Triebes 

(cm) 

der Wurzel¬ 
stange 

(cm) 

3 

4 

5 

6 

7 

Edelreiser 

1 

6,5—11,0 

höchstens 

12 

— 

80 

— 

— 

V e r e d ei ungs 1 ü h i g e 
blinde U n. \. o j'l, a g s .i: e b q 11 

* 6,5—11,0 

höchstens 

12 

— 

40, 80 
oder 120 

— 

— 

Blindholz 

6,5—11,0 

— . 

— 

30 

— 

— 

Wurzelreben ! 







a) bewurzelte 



mindestens 

c 


30 


Unterlagen 



D 




b) andere Wurzelreben 

— 

— 

mindestens 

5 

— 

22 

— 

Pfropfreben 

i 

1 

— 

i 

— 

— 

25 


Anmerkungen: 

1. Veredelimgsfähige blinde Unterlagsreben und Edelreiser sind zur Anerkennung nicht geeignet, wenn 
an mehr als 25 v. H. der Rutenteile einer Partie die Länge des kleinsten Durchmessers am schwäche¬ 
ren Ende der Teile 7,5 mm unterschreitet oder 10 mm überschreitet. 

2. Bei veredelungsfähigen blinden Unterlagsreben und Edelreisern muß der Schnitt mindestens 2 cm 
unterhalb des untersten Auges vorgenommen sein. 

3. Bei veredelungsfähigen blinden Unterlagsreben darf der Anteil an Rutenteilen mit weniger als 120 cm 
Länge nicht mehr als 20 v. H. der Partie betragen. 


III. Sonstige Vorschriften 

1. Edelreiser müssen mindestens 5 veredelungsfähige Augen aufweisen. 

2. Bei Wurzelreben müssen mindestens 3 Wurzeln vorhanden sein, die hinreichend gleichmäßig auf den 
Wurzelkranz verteilt und gut entwickelt sind. Jede Pflanze muß einen gut entwickelten Trieb besit¬ 
zen, dessen unterer Teil eine ausreichende Holzreife aufweist. 

3. Für Pfropfreben gilt Nummer 2 entsprechend mit der Maßgabe, daß mindestens 3 Fußwurzeln vor¬ 
handen sein müssen. 

4. Pfropfreben müssen bei allseitiger Kallusbildung eine gleichmäßige und feste Verwachsung aufweisen. 

5. Bei Wurzelreben und Pfropfreben dürfen keine wachstumshemmenden Schäden und Verletzungen 
vorliegen. 

6. Bei Topfreben und Kartonagereben muß der Trieb einschließlich der Triebspitze gut ausgebildet und 
der Ballen gut durch wurzelt sein. Nummer 4 und 5 gelten entsprechend. 
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Anlage 4 

(zu § 12 Abs. 2) 


Inhalt der Bündel 


1. Pfroplreben 

2. Wurzelreben 

3. Edelreiser 

4. veredclungsfähige blinde 
Unterlagsroben 

5. BUndholz 


25 Stück je Bündel 
50 Stück je Bündel 
100 oder 200 Stück je Bündel 

200 Stück je Bündel 
200 oder 500 Stück je Bündel 


Anlage 5 
(zu § 13 Abs. 3) 


Kennzeichen der Anerkenniingsstellen 

AZ Landwirtschaftskammer Rheinliessen, Alzey 

B Der Senator für Wirtschaft, Berlin 

BN Der Direktor der Landwirtschaftskammer Rheinland 
als Landesbeauftragter, Bonn 

r Land- und Forstwirtschaftskammer Hessen-Nassau, Frankfurt/Main 

FR Regicrungspräsidium Südbaden, Freiburg 

H Lcindwirtschaftskammer Hannover, Hannover 

HB Landwirtschaftskammer Bremen, Bremen 

HH Behörde für Ernährung und Landwirtschaft, Hamburg 

KA Regicrungspräsidium Nordbaden, Karlsruhe 

KI Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein, Kiel 

KL Landwirtschaftskammer Pfalz, Kaiserslautern 

KO Landwirtschaftskammer Rheinland-Nassau, Koblenz 

KOV Landesanstalt für Rebenveredelung, Vallendar 

KS Land- und Forstwirtschaftskammer Kurhessen, Kassel 

MS Der Direktor der Landwirtschaftskammer Westfalen-Lippe 
als Landesbeauftragter, Münster 

OL Landwirtschaftskammer Weser-Ems, Oldenburg i. O. 

S Regierungspräsidium Nord Württemberg, Stuttgart 

SB Landwirtschaftskammer für das Saarland, Saarbrücken 

TU Regierungspräsidium Südwürttemberg-Hohenzollern, Tübingen 
WU Regierung von Unterfranken, Würzburg 
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Anlage 6 
(zu § 15 Salz 2) 

Etikett 

für Wurzelreben und Pfropfreben 

A) Würzel)el)en 

O 

EWG-NORM 
Anerkennungsstelle; 

Wurzelreben 

Sorte: 

Klon: 

Kategorie: 

Erzeugerland: 

BelriebS'Nr. des Erzeugers: 


Mindestgröße 80X70 mra 


B) Pfropfreben 

O 

EWG-NORM 
Anerkennungsstelle: 

Pfropfreben 

Edelreis: 

Unterlage: 

Kategorie: 

Erzeugerland: 

Betriebs-Nr. des Erzeugers: 


Mindestgröße 80X70 mm 
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Etikett 

für Pflanzgut von Reben, ausgenommen Wurzelreben 

und Pfropfreben 

o 

EWG-NORM 
Anerkennungsstelle; 

Art des Pflanzguts: 

Sorten bezeidinung: 

Klon; 

Kategorie: 

Anerkennungs-Nr.: 

Erzeugerland: 

Inhalt des Bündels: Stück 

Mindestlänge: cm 

Name und Anschrift des Erzeugers: 


Anlage 7 
(zu § 15 Satz 2) 


Mindestgröße 115X80 mm 
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Verordnung 

über Gemüsesaatgut (Gemüsesaatgutverordnung) 

Vom 19. Juni 1968 


Auf Grund des § 7 Abs. 1 Nr. 1, der §§ 9, 11 Abs. 3, 
§§ 15, 22 Abs. 1, des § 25 Abs. 2, § 35 Abs. 1 und 2 
und des § 79 des Saalgulverkehrsgesetzes vom 
20. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 444) wird mit Zu- 
Stimmung des Bundesrates verordnet: 

Abschnitt I 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Sachlicher Geltungsbereich 

{[) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für 
Basissaalgut, Zertifizierhrs Saatgut und Standard¬ 
saatgut von Gemüse. 

(2) Gemüse im Sinne dieser Verordnung sind die 
in Teil VII des A r len Verzeichnisses (Anlage zum 
S a atgutve rk eh rsge s eIz) aufgcführfen Arten. 

§ 2 

Erlaubnis des Vertriebs von Standardsaatgiit 

Standardsaatgut darf bis auf weiteres von den in 
§ 1 Abs. 2 genannten Arten vertrieben werden. 

Abschnitt 11 

Anerkennung als Basissaatgut 
und Zertifiziertes Saatgut 

§ 3 

Anerkennungsstelle 

(1) über die Anerkennung als Basissaatgut ent¬ 
scheidet die Anerkennungsstelle, in deren Bereich 
der Zuchtbetrieb liegt. Wächst das Saatgut nicht im 
Bereich der für den Zuchtbetrieb zuständigen An¬ 
erkennungsstelle auf, so kann diese die Durch¬ 
führung der Feldbesichtigung der Anerkennungs¬ 
stelle übertragen, in deren Bereich das Saatgut 
auf wächst. Wird die Feldbesichtigung nach Satz 2 
übertragen, so erhält der Antragsteller darüber eine 
Mitteilung. 

(2) über die Anerkennung als Zertifiziertes Saat¬ 
gut entscheidet die Anerkennungsstelle, in deren 
Bereich der Betrieb liegt, in dem das Saatgut auf¬ 
wächst. Wird Saatgut nicht im Bereich der nach 
Satz 1 zuständigen Anerkenniingsstelle aufbereitet, 
so gibt diese das Verfahren auf Antrag an die 
Anerkennungssteile ab, in deren Bereich das Saatgut 
aufbereitet wird. 

(3) über die Anerkennung als Zertifiziertes Saat¬ 
gut nach § 16 Abs. 1 des Saatgutverkehrsgesetzes 
entscheidet die Anerkennungsstelle, in deren Bereich 
das Saatgut lagert. 


§ 4 

Antrag 

(1) Anträge auf Anerkennung sind zu steilen, 

1. soweit nichts anderes bestimmt ist, bis zum 
15. April eines jeden Jahres, 

2. für Treibsalat und Kohlrabi bis zum 28. Februar 
eines jeden Jahres, 

3. für Gemüsebohnen, Freilandgiirken und Freiland¬ 
tomaten bis zum 31. Mai eines jeden Jahres, 

4. für mehrjährige Arten und Treibkohlrabi bis zum 
15. August des Aussaatjahres. 

Die Anerkennungsstelle kann Ausnahmen zulassen, 
wenn Besonderheiten des Anbauverfahrens bei der 
SaatguterzGugung dies rechtfertigen. Satz 1 gilt nicht 
für Anträge auf Anerkennung nach § 16 Abs. 1 des 
Saatgutverkehrsgesetzes. 

(2) Für die Anträge sind Vordrucke der Anerken¬ 
nungsstelle zu verwenden. 

(3) Der Antragsteller hat im Antrag auf An¬ 
erkennung als Basissaatgut zu erklären, daß der 
Feldbestand der Vermchrungsfläche aus Saatgut 
erwächst, das nach den Grundsätzen systematischer 
Erhaltungszüchtung vom Züchter oder unter dessen 
Aufsicht und nach dessen Anweisung gewonnen 
wurde. 

(4) Der Antragsteller hat im Antrag auf An¬ 
erkennung als Zertifiziertes Saatgut zu erklären, 
daß der Feldbestand der Vermehrungsfläche aus 
Saatgut erwächst, das als Basissaatgut oder Vor¬ 
stufensaatgut (Saatgut einer dem Basissaatgut vor¬ 
hergehenden Generation) anerkannt war. Wird Saat¬ 
gut einer Hybridsorte als Erbkomponente bei der 
Erzeugung von Saatgut einer anderen Hybridsorte 
verwendet, hat der Antragsteller zu erklären, daß 
das Saatgut der Hybridsorte, die als Erbkomponente 
verwendet wird, als Zertifiziertes Saatgut anerkannt 
war, 

(5) In dem Antrag auf Anerkennung als Zerti¬ 
fiziertes Saatgut ist die Anerkennungsnummer anzu- 
geben, unter der im Fall des Absatzes 4 Satz 1 das 
Basissaatgut oder das Vorstufensaatgut, im Fall des 
Absatzes 4 Satz 2 das Zertifizierte Saatgut anerkannt 
war. Ist das Basissaatgut, das Vorstufensaatgut oder 
das Zertifizierte Saatgut durch eine Anerkennungs- 
Stelle außerhalb des Geltungsbereichs des Saatgut¬ 
verkehrsgesetzes anerkannt worden, so ist auch die 
Anerkennungsstelle anzugeben. 

(6) Wird nach einer Bekanntmachung gemäß § 16 
Abs. 2 des Saatgutverkehrsgesetzes die Prüfung des 
Feldbestands durch eine Anerkennungsstelle außer¬ 
halb des Geltungsbereichs des Gesetzes durchgeführt, 
so ist dem Antrag die Bescheinigung dieser An¬ 
erkennungsstelle über den mit Erfolg geprüften 
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Feldbestand sowie eine Übersetzung der Beschei¬ 
nigung beizufügen. 

(7) Hat der Antragsteller oder der von ihm be¬ 
auftragte Sachverständige bei Saatgut, das außer¬ 
halb des Geltungsbereichs des Saatgutverkehrs¬ 
gesetzes erzeugt worden ist, nach § 6 Abs. 4 fest¬ 
gestellt, daß die festgesetzten Anforderungen an den 
Feldbestand erfüllt sind, so hat er dies im Antrag 
zu erklären. Ist die Feststellung nach Satz 1 durch 
eine Anerkennungsstelle außerhalb des Geltungs¬ 
bereichs des Gesetzes überprüft worden, so ist dem 
Antrag die Bescheinigung dieser Anerkennungs¬ 
stelle über den mit Erfolg überprüften Feldbestand 
sowie eine Übersetzung der Bescheinigung bei¬ 
zufügen. 

§ 5 

Anforderungen an den Erzeugerbetrieb und 
die Vermehrungsflädie 

(1) Saatgut wird nur anerkannt, wenn 

1. der Kulturzustand der Vermehrungsfläche eine 
ordnungsgemäße Bearbeitung und Behandlung 
erkennen läßt, 

2. die Vorfruchtverhältnisse Gewähr dafür bieten, 
daß auf der Vermehrungsfläche keine Pflanzen 
von anderen Arten, Sorten oder Kategorien vor¬ 
handen sind, die zu einer unerwünschten Fremd¬ 
befruchtung führen können, und 

3. in dem Erzeugerbetrieb, sofern dieser Saatgut 
für andere vermehrt (Vermehrungsbetrieb), Saat¬ 
gut der Sorte nur für einen Vertragspartner er¬ 
zeugt wird, 

(2) Die Anerkennungsstelle kann Ausnahmen 
von Absatz 1 Nr. 3 zulassen, soweit eine Beeinträch¬ 
tigung der Qualität des Saatguts nicht zu erwarten 
ist. 

§ 6 

Anforderungen an den Feldbestand 

(1) Die Anforderungen an den Feldbestand er¬ 
geben sich aus Anlage 1, 

(2) Jede zur Anerkennung angemeldete Vermeh¬ 
rungsfläche muß im Jahr der Saatguterzeugung min¬ 
destens einmal vor der Ernte des Saatguts besichtigt 
und auf das Vorliegen der Anforderungen an den 
Feldbestand geprüft werden. Die Feldbesichtigung 
soll zu einem Zeitpunkt stattfinden, zu dem eine 
ausreichende Prüfung der Sortenechtheit, der Sor¬ 
tenreinheit und des Gesundheitszustands möqlich 
ist. 

(3) Bei mehrjährigen Arten findet auch im Aus¬ 
saatjahr eine Feldbesichtigung statt. 

(4) Bei Zertifiziertem Saatgut hat der Antragstel¬ 
ler oder der von ihm beauftragte Sachverständige 
an Ort und Stelle festzustellen, ob die festgesetzten 
Anforderungen an den Feldbestand erfüllt sind. Die 
Feststellungen sind bei mindestens 20 vom Hundert 
der Feldbestände von der Anerkennungsstelle zu 
überprüfen. 

(5) Erweist sich der Feldbestand auf einem Teil 
einer zusammenhängenden Vermehningsfläche we¬ 
gen äußerer Einwirkungen oder fehlender Mindest¬ 


entfernungen für die Anerkennung als nicht geeig¬ 
net, so kann der Feldbestand der restlichen Vermeh¬ 
rungsfläche nur berücksichtigt werden, wenn dieser 
deutlich abgegrenzt wird und wenn sichergestellt 
ist, daß das zur Anerkennung vorgesehene Saatgut 
von dieser Fläche stammt. 

§ 7 

Mängel des Feldbestands 

(1) Soweit Mängel des Feldbestands behoben wer¬ 
den können, kann der Antragsteller oder der Ver¬ 
mehrer im Anschluß an die Feldbesichtigung eine 
Nachbesichtigung beantragen. Die Nachbesichtigung 
ist in angemessener Frist durchzuführen. Ist der 
Mangel durch Befall mit Krankheiten oder Sdiäd- 
lingen verursacht, die durch das Saatgut übertragen 
werden können, so ist eine Nachbesichtigung nicht 
zulässig. 

(2) Ergibt die Überprüfung nach § 6 Abs. 4 Satz 2 
abweichend von den Feststellungen des Antrag¬ 
stellers oder des von ihm beauftragten Sachverstän¬ 
digen Mängel des Feldbestands, die behoben Wer¬ 
den können, so gilt Absatz 1 entsprechend. 

(3) Die Anerkennungsstelle kann gestatten, daß 
Mängel des Feldbestands unberücksichtigt bleiben, 
wenn zu erwarten ist, daß sie durch eine spätere 
Behandlung des Saatguts beseitigt werden können. 

§ 8 

Ergebnis der Prüfung des Feldbestands 

(1) Das Ergebnis der Prüfung des Feldbestands 
durch die Anerkennungsstelle ist dem Antragsteller 
und dem Vermehrer unverzüglich nach Abschluß 
der Feldbesichtigung, im Fall einer Nachbesichti¬ 
gung nach § 7 Abs. 1 unverzüglich nach Abschluß 
der Nachbesichtigung schriftlich mitzuteilen. 

(2) Im Fall der Feststellung nach § 6 Abs. 4 Satz 1 
hat der Antragsteller oder der von ihm beauftragte 
Sachverständige das Ergebnis der Feststellung der 
Anerkennungsstelle und dem Vermehrer unverzüg¬ 
lich schriftlich mitzuteilen. Ergibt die Feststellung, 
daß die Anforderungen an den Feldbestand erfüllt 
sind, so muß die Mitteilung nach Satz 1 die Erklä¬ 
rung enthalten, daß der Feldbestand den gestellten 
Anforderungen entspricht. Hat der Antragsteller 
Mängel des Feldbestands festgestellt, die durch spä¬ 
tere Behandlung des Saatguts beseitigt werden kön¬ 
nen, hat er dies in der Mitteilung nach Satz 1 beson¬ 
ders anzugeben. 

(3) Das Ergebnis der Überprüfung nach § 6 Abs. 4 
Satz 2 ist dem Antragsteller und dem Vermehrer 
unverzüglich nach der Überprüfung mitzuteilen. 

§ 9 

Wiederholungsbesiditigung 

(1) Der Antragsteller oder der Vermehrer kann 
binnen drei Werktagen nach Empfang der Mitteilung 
nach § 8 Abs. 1 oder 3 eine Wiederholung der Be¬ 
sichtigung (Wiederholungsbesichtigung) verlangen. 
Eine Wiederholungsbesichtigung findet nur statt, 
wenn im Antrag ausreichende Gründe dafür ange- 
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führt sind, daß das nach § 8 Abs. 1 oder 3 mitge¬ 
teilte Ergebnis der Prüfung nicht den tatsächlichen 
Verhältnissen entspricht. Die Wiederholungsbesich¬ 
tigung soll von einem anderen Prüfer vorgenommen 
werden. In der Zeit zwischen der letzten Prüfung 
des Feldbestands und der Wiederholungsbesichti¬ 
gung darf der Feldbestand nicht verändert werden. 

§ 8 Abs. 1 gilt entsprechend. 

(2) Enthält die Mitteilung des Antragstellers nach 
§ 8 Abs. 2 Satz 1 die Feststellung, daß die Anforde¬ 
rungen an den Feldbestand nicht erfüllt sind, so 
kann der Vermehrer binnen drei Werktagen nach 
Empfang der Mitteilung eine Besichtigung durch 
einen Prüfer der Anerkennungsstelle verlangen. Ab¬ 
satz 1 Satz 2, 4 und 5 gilt entsprechend. 

§ 10 

Probenahme 

(1) Die zur Untersuchung des Saatguts und zur 
Durchführung des Nachkontrollanbaus erforder¬ 
lichen Proben sind durch den von der nach Landes¬ 
recht zuständigen Behörde oder Stelle Beauftragten 
(Probenehmer) aus dem aufbereiteten und für den 
Vertrieb verpackten Saatgut zu entnehmen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 darf der Probeneh¬ 
mer von Saatgut, das aufbereitet und noch nicht zum 
Vertrieb verpackt ist, Proben entnehmen, wenn die 
Identität von Probe und Partie bis zur endgültigen 
Verschließung der Packungen durch Absonderung 
und Kenntlichmachung der Partie sichergestellt ist. 

(3) Das Höchstgewicht einer Partie, aus der Pro¬ 
ben zu entnehmen sind, und das Mindestgewicht des 
Saatguts einer Probe ergeben sich aus Anlage 2. 

§ 11 

Voraussetzungen der Probenahme 

(1) Die Probenahme nach § 10 findet nur statt, 
wenn derjenige, in dessen Betrieb die Probenahme 
stattfinden soll, der Anerkennungsstelle oder der 
von ihr bestimmten Stelle oder Person 

1. anzeigt, daß das Saatgut zum Zweck der Probe¬ 
nahme aufbereitet ist; dabei ist das voraussicht¬ 
liche Gewicht der Partie und die voraussichtliche 
Zahl der Packungen oder die Absicht des Ver¬ 
triebs in Kleinpackungen anzugeben; 

2. schriftlich erklärt, daß die zur Probenahme vorge¬ 
stellte Partie nur aus Feldbeständen stammt, die 
für die Anerkennung als geeignet befunden wor¬ 
den oder bei denen nach § 7 Abs. 3 Mängel unbe¬ 
rücksichtigt geblieben sind oder bei denen nach 
§ 6 Abs. 4 Satz 1 festgestellt worden ist, daß die 
Anforderungen an den Feldbestand erfüllt sind. 

(2) Ist die Anerkennung von Zertifiziertem Saat¬ 
gut nach § 16 Abs. 1 des Saatgutverkehrsgesetzes 
beantragt, findet die Probenahme nur statt, wenn 
der Antragsteller an Stelle der nach Absatz 1 Nr. 2 
verlangten Erklärung schriftlich erklärt, daß die zur 
Probenahme vorgestellte Partie aus Feldbeständen 
stammt, auf welche sich die nach § 4 Abs. 6 vorge¬ 
legte Bescheinigung bezieht. 


(3) Hat der Antragsteller bei Saatgut, das außer¬ 
halb des Geltungsbereichs des Saatgutverkehrs¬ 
gesetzes erzeugt worden ist, nach § 6 Abs. 4 Satz 1 
festgestellt, daß die festgesetzten Anforderungen 
an den Feldbestand erfüllt sind, und ist diese Fest¬ 
stellung nach § 6 Abs. 4 Satz 2 durch eine Aner¬ 
kennungsstelle überprüft worden, so findet die 
Probenahme nur statt, wenn der Antragsteller an 
Stelle der nach Absatz 1 Nr. 2 verlangten Erklärung 
schriftlich erklärt, daß die zur Probenahme vorge¬ 
stellte Partie aus Feldbeständen stammt, auf welche 
sich die nach § 4 Abs. 7 Satz 2 vorgelegte Bescheini¬ 
gung bezieht. 

§ 12 

Anforderungen an die Beschaffenheit 
des Saatguts 

(1) Die Anforderungen an die Beschaffenheit des 
Saatguts ergeben sich aus Anlage 3. Die Beschaf¬ 
fenheit ist an Hand eines Teiles der nach § 10 ent¬ 
nommenen Probe zu prüfen. 

(2) Ergibt die Untersuchung einer Probe, daß die 
Anforderungen nicht erfüllt sind, so hat die Aner¬ 
kennungsstelle auf Antrag die Entnahme einer wei¬ 
teren Probe durch einen Probenehmer zu gestatten. 

(3) Basissaatgut, das die Anforderungen der An¬ 
lage 3 mit Ausnahme der Anforderung an die Keim¬ 
fähigkeit erfüllt, darf auf Antrag auch anerkannt 
werden, wenn die Keimfähigkeit 50 vom Hundert 
der reinen Körner nicht unterschreitet. Die Aner¬ 
kennung ist unter der Auflage zu erteilen, daß das 
Saatgut nicht zu anderen Saatzwecken als zur wei¬ 
teren Vermehrung vertrieben wird. 

§ 13 

Ergebnis der Besdiaffenheitsprüfung 

Das Ergebnis der Prüfung der Beschaffenheit des 
Saatguts ist dem Antragsteller sowie dem Vermeh¬ 
rer oder demjenigen, in dessen Betrieb die Probe 
entnommen worden ist, unverzüglich schriftlich mit¬ 
zuteilen. Die Mitteilung muß folgende Angaben 
enthalten: 

1. Tag des Eingangs der Probe, 

2. Reinheit, Keimfähigkeit und sonstige noch erfor¬ 
derliche Werteigenschaften der Probe, 

3. bei Hülsenfrüchten die Zahl der lebenden Samen¬ 
käfer. 

§ 14 

Anerkennungsbesdieid 

(1) Uber den Antrag auf Anerkennung erteilt die 
Anerkennungsstelle dem Antragsteller für jede Par¬ 
tie einen Prüfungsbescheid. Die Anerkennungsstelle 
benachrichtigt den Vermehrer von der Erteilimg des 
Bescheids. 

(2) Der Bescheid muß folgende Angaben enthalten: 

1. Name des Antragstellers, 

2. Name des Vermehrers, 

3. Art und Sortenbezeichnung, 

4. Größe und Bezeichnung des Feldbestands gemäß 
der Mitteilung nach den §§ 8 oder 9, 
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5. Erntejahr, 

6. angegebenes Gewicht der Partie, aus der die zur 
Beschaffcnhcilsprüfung erforderliche Probe ent¬ 
nommen worden ist. 

Bei Saatgut, das mit Erfolg geprüft ist, ist der Be¬ 
scheid als Anerkennungsbescheid zu bezeichnen und 
zusätzlich anzugeben: 

1. Kategorie des anerkannten Saatguts, 

2. Anerkennungsnummer, 

3. Auflagen. 

Wird die Anerkennung versagt, so ist der Bescheid 
zu begründen. 

(3) Die Anerkonnungsnummer des Saatguts setzt 
sich zusammen aus dem Buchstaben „D" und einem 
Schrägstrich, dem Kennzeichen der Anerkennungs¬ 
stelle und einer mehrstelligen, von der Anerken¬ 
nungsstelle festzusetzenden Zahl (z. B. D/H 153471). 
Die Kennzeichen der Anerkennungsstellen ergeben 
sich aus Anlage 4. 

(4) Sind bei der Erzeugung von Saatgut, das zur 
Anerkennung als Basissaatgiit angemeldet war, die 
in der Anlage 1 festgesetzten Anforderungen für 
die Erzeugung von Basissaatgut nicht erfüllt, so ist 
das Saatgut auf Antrag als Zertifiziertes Saatgut 
anzuerkennen, sofern es die Anforderungen an 
Zertifiziertes Saatgut erfüllt und aus Vorstufensaat¬ 
gut erwachsen ist, das anerkannt war. Eine An¬ 
erkennung als Zertifiziertes Saatgut nach Satz 1 ist 
bei Saatgut von Hybridsorten nicht zulässig. 


Abschnitt III 

Kennzeichnung und Verschließung 
der Packungen von Basissaatgut 
und Zertifiziertem Saatgut 

§ 15 

Etikett 

(1) Vor der Probenahme nach § 10 Abs. 1 und 
nach § 22 oder im Anschluß an diese ist jede Pak- 
kung von Saatgut, das als Basissaatgut oder Zertifi¬ 
ziertes Saatgut anerkannt werden soll, durch den 
Probenehmer oder unter seiner Aufsicht mit einem 
Etikett zu kennzeichnen. Das Etikett ist für Basis¬ 
saatgut weiß und für Zertifiziertes Saatgut blau; es 
muß dem Muster der Anlage 5 entsprechen. 

(2) Bei Klarsichtpackungen bedarf es keines Eti¬ 
ketts, wenn ein Einleger, der in Größe und Farbe 
dem Muster des Etiketts nach Absatz 1 entspricht, 
alle für das Etikett vorgeschriebenen Angaben ent¬ 
hält und diese durch die Packung deutlich lesbar 
sind. 


§ 16 

Einleger 

Die Packungen sind mit einem Einleger in der 
Farbe des Etiketts zu versehen, der die Angaben 
des Etiketts enthält. Auf den Einleger kann ver¬ 
zichtet werden, wenn die Anerkennungsnummer, die 


Art und die Sortenbezeichnung auf der Packung 
unverwischbar angegeben sind oder wenn die Pak- 
kung nach einem nationalen System gekennzeichnet 
und verschlossen ist, das mindestens die Anforde¬ 
rungen dieses Abschnitts an die Art der Kennzeich¬ 
nung und der Verschließung stellt. 

§ 17 

Kennzeichnung bei eingeführtem Saatgut 

Das nach § 15 vorgeschriebene Etikett und der 
nach § 16 vorgeschriebene Einleger entfallen bei 
eingeführtem Saatgut, dessen Anerkennung nach 
den Vorschriften des Saatgutverkehrsgesetzes den 
nach diesem Gesetz erteilten Anerkennungen gleich¬ 
gestellt ist. 

§ 18 

Angaben in besonderen Fällen 

(1) Die Packungen von Basissaatgut, das nach § 12 
Abs. 3 anerkannt wurde, müssen auf dem Etikett 
den Zusatz „Basissaatgut mit verminderter Keim¬ 
fähigkeit, ausschließlich zur weiteren Vermehrung 
bestimmt" tragen. Diese Padcungen müssen mit 
einem Zusatzetikett versehen sein, auf dem Name 
und Anschrift desjenigen, der das Saatgut als erster 
nach der Anerkennung vertreiben will, sowie die 
in der Beschaffenheitsprüfung festgestellte Keim¬ 
fähigkeit des Saatguts angegeben sind. 

(2) Die Packungen von Basissaatgut oder Zerti¬ 
fiziertem Saatgut von Sorten, das nicht zum Anbau 
im Geltungsbereich des Saatgutverkehrsgesetzes be¬ 
stimmt ist (§ 44 Abs. 2 Nr. 3 des Saatgutverkehrs¬ 
gesetzes), sowie die Packungen von Zertifiziertem 
Saatgut, das nach § 8 Abs. 3 des Saatgutverkehrs¬ 
gesetzes anerkannt worden ist, müssen mit einem 
Zusatzetikett versehen sein, auf dem vermerkt ist: 
„Zum Anbau außerhalb der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land bestimmt". 

(3) Die Packungen von Saatgut, das nach § 12 des 
Saatgutverkehrsgesetzes vertrieben wird, müssen 
mit einem Zusatzetikett versehen sein, auf dem die 
nachgewiesene Keimfähigkeit sowie Name und An¬ 
schrift des Absenders und des Empfängers des Saat¬ 
guts angegeben sind. 

(4) Die Packungen von eingeführtem Saatgut, die 
nicht in deutscher Sprache gekennzeichnet sind, 
müssen unverzüglich nach Ankunft am ersten 
Bestimmungsort im Geltungsbereich des Saatgut¬ 
verkehrsgesetzes mit einem Zusatzetikett versehen 
werden, das die Angaben des Originaletiketts in 
deutscher Sprache enthält. 

§ 19 

Angabe chemischer Behandlung 

Ist Saatgut nach der Ernte chemisch behandelt 
worden, so ist dies auf dem nach § 15 vorgeschrie¬ 
benen Etikett und auf dem nach § 16 vorgeschriebe¬ 
nen Einleger anzugeben. Als chemische Behandlung 
gilt auch die Pillierung, Granulierung und Inkrustie¬ 
rung von Saatgut. Bei granuliertem Saatgut ist 
außerdem die Zahl der keimfähigen Samen je Ge¬ 
wichtseinheit anzugeben. 
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§ 20 

Versdiließung der Packungen 

(1) Im Ansdiluß an die Kennzeichnung sind die 
Packungen durd) dem Probenehmer oder unter seiner 
AuJsich! zu verschließen und mit einer Plombe der 
Anerkennuugssi(‘Ile zu versehen (Verschließung). 
Die PlomJx- nvüß beim öffnen des Verschlusses un¬ 
brauchbar w{‘!d('n und darf nicht wieder verwendet 
werden können, fsf die Packung mit einem Etikett 
gekonnzoidinot, muß dieses von der Plombe ge¬ 
sichert w(uden. 

(2) Die Plomben bc'sfehen aus ungefärbtem Weiß- 
bh‘ch und ti(K)(m die Aidschrift „Anerkanntes Saat¬ 
gut" und das l<(''nn zeuch cm dem Anerkennungsstelle. 

§ 21 

Ablieferung ungültiger Etiketten und Plomben 

Wird das Scjafgul auf Grund der Beschaffenheits- 
prülung nhhl auc'ikannf, so sind die nach § 15 vor- 
ges(hri(‘l)(mc‘n Efikelten und die nach § 20 vor- 
gesc:hri(d)(men Ploudxm, mit denen die Packungen 
versehen worden sind, nach Anweisung der Aner- 
k e n IUI n g s s I c; f! e a b zu I i e f c? rn. 

§ 22 

Verpacken nach Probenahme 

Ist eine Probe nach § 10 Abs. 2 entnommen worden, 
so darf das Saatgut nur unter der Aufsicht eines 
Probenehmers vcupackt werden. Beim Verpacken 
kann eine) Prcjbe nach § 10 Abs. 1 entnommen wer¬ 
den. Für die Kennzeicfinung und Verschließung der 
Packungen des Saatguts gelten die §§ 15, 16 und 18 
bis 21 e n l s p r ch n d. 

§ 23 

Wieder Verschließung 

(1) Auf Antrag findet ebne Wiederverschließung 
statt, soieni der Antragsteller glaubhaft macht, daß 
Packungen, die wiederverschlossen werden sollen, 
nach den Vorschriften des Saatgutverkehrsgesetzes 
verschlossen waren und das Saatgut nur die im An¬ 
trag angegebenen Einwirkungen und Behandlungen 
erfahren hat. Der Antrag ist an die Anerkennungs¬ 
stelle, in deren Bereich das Saatgut lagert, oder an 
eine andeme von ihr bestimmte Stelle zu richten. Die 
Wiederverschließung darf nur durch einen Probe¬ 
nehmer oder unter seiner Aufsicht durchgeführt 
werden. 

(2) Auf dem Etikett jeder wiederverschlossenen 
Packung ist außer den nach §§ 15, 18 und 19 vor- 
geschricibenen Angaben das Datum (Monat und 
Jahr) der Wiederverschließung und eine Wieder¬ 
verschließungsnummer anzugeben. Für die Wieder¬ 
verschließungsnummer gilt § 14 Abs. 3 entsprechend 
mit der Maßgabe, daß hinter der Zahl der Buchstabe 
„W" angefügt wird (z. B. D/BN 173542 W). 

(3) Soweit die Originaletiketten nicht wieder ver¬ 
wendet werden, sind sie an den Probenehmer zur , 
Vern i cli t un g a hz ul ie fe rn. 


(4) Bei der Wiederverschließung ist durch, den 
Probenehmer eine Probe nach § 10 Abs, 1 zu ent¬ 
nehmen. 

§ 24 

Kleinpackungen 

(1) Kleinpackungen im Sinne dieser Verordnung 
sind Packungen bis zu einem Gewicht von 

1. 10 kg bei Hülsenfrüchten, 

2. 1 kg bei Möhren, Mangold, Spinat, Mai-, Ilerbst- 

und Stoppelrüben sowie Roten Rüben, 

3. 100 g bei allen übrigen Arten, 

4. 7 kg bei piliiertem Saatgut von Roten Rüben, 

5. 5 kg bei piliiertem Saatgut von allen übrigen 

Arten. 

(2) Für Betriebe, die Kleinpackungen hersteilen, 
setzt die Anerkennungsstelle, in deren Bereich der 
Betrieb liegt, auf Antrag eine Betriebsnummer fest. 
Die Betriebsnummer setzt sich zusammen aus dem 
Buchstaben „D", einer Zahl und dem Kennzeichen 
der Anerkennungsstelle (z. B. D 130 H). 

(3) Kleinpackungen brauchen nicht durch einen 
Probenehmer oder unter seiner Aufsicht verschlos¬ 
sen und nicht mit einer Plombe versehen zu werden. 

(4) Bei Kleinpackungen genügt es zur Kennzeich¬ 
nung, wenn an oder auf der Packung folgende An¬ 
gaben gemacht sind: 

1. Name und Anschrift des Herstellers der Klein¬ 
packung oder seine Betriebsnummer, 

2. Art, Kategorie und Sortenbezeichnung sowie eine 
vom Betrieb festzusetzende Partienummer. 


§ 25 

Abgabe von Kleinmengen 

(1) Für den Vertrieb von Basissaatgut und Zerti¬ 
fiziertem Saatgut in kleinen Mengen an Letztver¬ 
braucher darf Saatgut aus Packungen, die nach den 
Vorschriften des Saatgutverkehrsgesetzes gekenn¬ 
zeichnet und verschlossen sind, ungekennzeichnet 
und unverschlossen abgegeben werden. Kleine Men¬ 
gen im Sinne dieser Verordnung sind Mengen bis 
zu dem in § 24 Abs. 1 für die einzelne Art jeweils 
festgesetzten Höchstgewicht. 

(2) Wer Saatgut nach Absatz 1 vertreibt, hat dem 
Erwerber bei der Übergabe Art, Kategorie, Sorten¬ 
bezeichnung und Anerkennungsnummer des Saatguts 
schriftlich anzugeben. Bei einem Vertrieb von Saat¬ 
gut aus Kleinpackungen sind an Stelle der Anerken¬ 
nungsnummer Name und Anschrift des Herstellers 
der Kleinpackung oder seine Betriebsnummer und 
die Partienummer der Kleinpackung anzugeben, 

§ 26 

Kennzeichnung von Vorstufensaatgut 

Wird Saatgut entsprechend § 10 des Saatgutver- 
kehrsgesetzes anerkannt, so ist auf dem nach § 15 
vorgeschriebenen Etikett und auf dem nach § 16 
vorgeschriebenen Einleger an Stelle der Angabe der 
Kategorie die Angabe „Vorstufensaatgut" zu machen. 
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§ 27 

Vertrieb von nicht anerkanntem Saatgut 
in besonderen Fällen 

(1) Wird Saaltjul, eni,gegen § 4 Abs. 1 des Saatgut- 
verkchrsgcse!zes verlrieben, ohne daß es anerkannt 
ist, so sind die Packungen dieses Saatguts mit einem 
besonderen Etikett und mit einem besonderen Ein¬ 
leger zu versehen. Ai!f5er der Angabe des Namens 
oder der Firma und der Anschrift des Absenders 
sowie der Art und, soweit es sich um Sortensaatgut 
handelt, der Bezeichnung der Sorte müssen dieses 
Etikett und dieser Einleger folgende Angaben ent¬ 
halten: 

1. „Nicht anerkanntes Vorstufensaatgut zum ver¬ 
traglichen Vermehrungsanbau" bei Saatgut, das 
einer in der Sortenliste eingetragenen Sorte zu¬ 
gehört und als nicht anerkanntes Vorstufensaat¬ 
gut im Rahmen eines VermehrungsVertrags an 
eine Vertragspartei nach § 4 Abs. 2 Nr. 1 des 
Sa a Lgutv erk eh rsgesetzes abg egeben wird; 

2. „Nicht aufboreitotes Saatgut, Vertrieb zur Auf¬ 
bereitung" bei Saatgut, das nicht aufbereitet ist 
und zur Aufbereitimg nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 des 
Saatgutverkehrsgesetzes vertrieben wird; 

3. „Saatgut für Anbauversuche", „Saatgut für Züch¬ 
tungszwecke", „Saatgut für Forschungszwecke" 
oder „Saatgut für Ausstellungszwecke" je nach 
Verwendungszweck bei Saatgut, das für Anbau¬ 
versuche oder für Züchtungs-, Forschungs- oder 
Ausstellungszwecke nach § 4 Abs. 2 Nr. 3 des 
Saatgutverkehrsgesetzes vertrieben wird; 

4. „Saatgut zum Anbau außerhalb eines Mitglied¬ 
staats der Europäischen AA/irtsdiaftsgemeinschaft, 
Vertrieb nur zur Ausfuhr gestattet" bei Saatgut, 
das zum Anbau außerhalb eines Mitgliedstaats 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft be¬ 
stimmt ist (§ 4 Abs. 2 Nr. 4 des Saatgutverkehrs¬ 
gesetzes) ; 

5. „Nicht anerkanntes Saatgut einer noch nicht in 
der Sortenliste eingetragenen Sorte" bei Saatgut, 
das unter Nummer 1 fällt und dessen Vertrieb 
vom Bundessortenamt nach § 4 Abs. 3 des Saat- 
gutverkehrsgesetZGs genehmigt ist, weil mit der 
Eintragung der Sorte in die Sortenliste innerhalb 
angemessener Frist zu rechnen ist. 

(2) Für Saatgut nach Absatz 1 gilt § 19 entspre¬ 
chend. Die Angaben sind auf den besonderen Eti¬ 
ketten und Einlegern zu machen. 

Abschnitt IV 

Anforderungen an Standardsaatgut, 
Kennzeichnung und Verschließung 

§ 28 

Anforderungen an die Beschaffenheit 
von Standardsaatgut 

Die Anforderungen an die Beschaffenheit von 
Standardsaatgut ergeben sich aus Anlage 3. 


§ 29 

Grundvorschrift für die Kennzeichnung 
und Verschließung von Standardsaatgut 

Wer Standardsaatgut als erster vertreibt oder 
neu verpackt und vertreibt, hat die Packungen des 
Saatguts an der Außenseite entweder mit einem 
Firraenetikett oder mit einer gedruckten oder ge¬ 
stempelten Aufschrift zu kennzeichnen. Die Packun¬ 
gen sind zu verschließen und mit einer Firmen¬ 
plombe zu versehen. 

§ 30 

Kennzeichnung von Standardsaatgut 

(1) Das Firmenetikett und die Aufschrift nach § 29 
Satz 1 müssen dem Muster der Anlage 6 entsprechen. 
Die Farbe des Etiketts ist dunkelgelb. § 15 Abs. 2 
gilt entsprechend. 

(2) § 18 Abs. 2 und 4 sowie § 19 gelten ent¬ 
sprechend. 

(3) Die Bezugsnummer des Standardsaatguts setzt 
sich zusammen aus 

1. dem Buchstaben „D" und einem Schrägstrich, 

2. dem Kennzeichen der Nachkontrollstelle, in deren 
Bereich der Betrieb liegt, der das Standardsaatgut 
als erster vertreibt oder neu verpackt und ver¬ 
treibt, 

3. der von der Nachkontrollstelle nach Nummer 2 
festzusetzenden Nummer des Betriebs und einem 
Bindestrich, 

4. einer vom Betrieb festzusetzenden Partienummer 
und 

5. den Buchstaben „St" 

(z, B.: D/H 13—15 St). 

(4) Die Kennzeichen der Nachkontrolistellen er¬ 
geben sich aus Anlage 4. 

(5) Das Höchstgewicht des Saatguts einer Partie 
ergibt sich aus Anlage 2 Nummer 1. 

§ 31 

Verschließung der Packungen von 
Standardsaatgut 

(1) Die Firmenplombe muß den Verschluß sichern. 
Sie muß beim öffnen des Verschlusses verletzt 
werden und darf nicht wieder verwendet werden 
können. Ist die Packung mit einem Firmenetikett 
nach § 29 Satz 1 versehen, so muß die Plombe auch 
das Etikett sichern. 

(2) Die Firmenplomben dürfen nach Farbe und 
Aufschrift nicht mit den Plomben für Basissaatgut 
und Zertifiziertes Saatgut verwechslungsfähig sein. 

§ 32 

Kleinpackungen und Abgabe von Kleinmengen 

von Standardsaatgut 

(1) Für Kleinpackungen von Standardsaatgut gilt 
§ 24 Abs. 1 und 2 entsprechend. Kleinpackungen 
brauchen nicht mit einer Plombe versehen zu wer¬ 
den. Bei Kleinpackungen genügt es, wenn an oder 
auf der Packung folgende Angaben gemacht sind: 
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1. Name und Anschrift des Herstellers der Klein¬ 
packung oder seine Betriebsnummer, 

2. Art und Sortenbezeicbniing sowie eine vom Be¬ 
trieb festziisetzendci Partienummer und 

3. Bezeichnung als Standardsaatgut. 

(2) Für den Vertrieb von Standard Saatgut in klei¬ 
nen Mengen an Letztverbraucher gilt § 2S entspre¬ 
chend. Als Kategorie ist Standardsaatgut anzugeben; 
an die Stelle der Anerkennungsnummer in § 25 
Abs. 2 tritt die Bezugsnummer. 

Abschnitt V 

Nachkontrollanbau, Zurücknahme der 

Anerkennung 

§ 33 

Durchführung des Nachkontrollanbaus 

(1) Ein Nadrkontrollanbau ist, sofern ihn die An- 
erkenmmgssteile für erforderlich hält, an Hand eines 
Teiles der nach § 10 entnommenen Probe durchzu- 
führen im Fall der 

1. Anerkennung von Basissaatgut und Zertifiziertem 
Saatgut, 

2. Anerkennung von Zertifiziertem Saatgut nach § 16 
Abs. 1 des Saat gut Verkehrsgesetzes, 

3. Verpackung nach § 22, 

4. Wiederverschließung nach § 23. 

(2) Soweit die Bundesrepublik Deutschland durch 
Entscheidung des Rates oder der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu einem Nachkon- 
trollanbau innerhalb des Geltungsbereichs des Saat¬ 
gutverkehr sgesetzes verpflichtet ist, wird dieser vom 
Bundessortenamt durchgeführt. Die für den Nach- 
kontrollanbau erforderlichen Proben werden durch 
die Anerkennungsstellen bereitgestellt und dem 
Bundessortenam t zug eieitel. 

(3) Soweit die Biindesropublik Deutschland durch 
Entscheidung des Rates oder der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften verpflichtet ist, Pro¬ 
ben für einen Nachkontrollanbau außerhalb des Gel¬ 
tungsbereichs des Saatgiitverkehrsgesetzes zur Ver¬ 
fügung zu stellen, leitet das Bundessortenamt die 
bereitgestelllen Proben an die Stelle weiter, die den 
Nadikontrollanbau durchführf. Auf die Bereitstel¬ 
lung der Proben findet Absatz 2 Satz 2 Anwendung. 

§ 34 

Zeitpunkt und Umfang des Nachkontrollanbaus 

(1) Der Nachkontrollanbau soll in der Vegeta¬ 
tionsperiode durchgeführt werden, die auf den Zeit¬ 
punkt der Probenahme nach § 10 unmittelbar folgt. 
Die dem Nachkontrollanbau unterliegenden Proben 
sind zusammen mit Vergleichsproben anzubauen. 

(2) Die Prüfung erstreckt sich bei Busch-, Stangen- 
und Puffbohnen, Gemüseerbsen, Gurken, Kohl, Kohl¬ 
rabi, Knollensellerie, Tomaten, Salat und Spinat auf 
Sortenechtheit, Sortenreinheit sowie Krankheiten, 
die durch das Saatgut übertragbar und auf Infektio¬ 
nen im Feldbestand der Vermehrungsfläche zurück¬ 


zuführen sind. Bei den übrigen Arten kann die 
Prüfung auf Sortenechtheit und Sortenreinheit be¬ 
schränkt werden. 

§ 35 

Zurücknahme der Anerkennung 

(1) Die Zurücknahme der Anerkennung ist dem¬ 
jenigen, der die Anerkennung nach § 4 beantragt 
hat, von der Anerkennungssteile mitzuteilen. Ist der 
Antragsteller oder der für ihn Handelnde nicht mehr 
im Besitz des Saatguts, hat er der Anerkennungs¬ 
stelle unverzüglich Namen oder Firma und Anschrift 
desjenigen mitzuteilen, an den er das Saatgut \ er~ 
trieben hat. Für den Erwerber dieses Saatguts gilt 
Satz 2 entsprechend. Die Anerkennungsstelle, wel¬ 
che die Anerkennung zurückgenommen hat, hat die 
für den Besitzer des Saatguts zuständige Anerken¬ 
nungsstelle unter Angabe von Art, Sortenbezeich¬ 
nung und Anerkennungsnummer unverzüglich von 
der Zurücknahme der Anerkennung zu unterrichten. 

(2) Für die Ablieferung der Etiketten und Plomben 
gilt § 21 entsprechend. 


Abschnitt VI 

Nachkontrolle von Standardsaatgut 

§ 36 

Nachkontrollstelle 

Für die Untersuchung, ob das Standardsaatgut die 
in Anlage 3 festgesetzten Anforderungen an die Be¬ 
schaffenheit erfüllt und für die Durchführung des 
Nachkontrollanbaus ist als Nachkontrollstelie die 
Anerkennungsstelle zuständig, in deren Bereich das 
Saatgut lagert. 

§ 37 

Untersuchung von Standardsaatgut 

(1) Die Untersuchung der Beschaffenheit des Stan¬ 
dardsaatguts wird, soweit die Nachkontrollstelie sie 
für erforderlich hält, an Hand von Proben durchge¬ 
führt, die durch einen Probenehmer der Nachkon¬ 
trollstelie stichprobenweise aus gekennzeichneten 
und verschlossenen Packungen einer Partie zu ent¬ 
nehmen sind, die für den Vertrieb bestimmt ist oder 
sich im Vertrieb befindet. 

(2) Für die Probenahme gilt § 10 Abs. 1 und 3 ent¬ 
sprechend. 

§ 38 

Nachkontrollanbau von Standardsaatgut 

Der Nachkontrollanbau von Standardsaatgut wird, 
soweit ihn die Nachkontrollstelie für erforderlich 
hält, an Hand eines Teiles der für die Untersuchung 
nach § 37 entnommenen Probe durchgeführt, § 33 
Abs. 2 und 3 sowie § 34 gelten entsprechend. 

§ 39 

Mitteilung des Ergebnisses der Nachkontrolle 

(1) Ergibt die Untersuchung einer Probe nach § 37, 
daß die Anforderungen an Standardsaatgut nicht er- 
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füllt sind, oder ergibt der Nachkontrollanbau nach 
§ 38, daß die Sortenochtheit nicht gegeben ist oder 
die festgesetzten Anforderungen an die Sortenrein- 
heit oder den Gesundheitszustand nicht erfüllt sind, 
erhalten derjenige', in dessen Betrieb die Probe ent¬ 
nommen wurde, und der Inhaber des Betriebs, der 
sich aus der Bezugsnummer oder aus der Betriebs¬ 
nummer ergibt, von der Nachkontrollstelle die Mit- 
teilimg, daß die Partie, aus der die Probe für die 
Nachkontrolle entnommen wurde, die Anforderun¬ 
gen für das Tnverkehrbringtm von Standardsaatgut 
nicht oden nicht mehr erfüllt. 

(2) Der Inhaber des Betric'bs, der sich aus der Bc- 
zugsnummer des Saatguts ergibt, erhält zusätzlich 
einen Untoi suchungsbei icht, dcu sich auf die festge¬ 
stellten Mangel erstreckt. 

(3) Die nach Absatz 1 vorgeschriebene Mitteilung 
auf Grund des negativen Ergebnisses des Nachkon- 
trollanbaus an denjenigen, in dessem Betrieb die 
Probe entnommen wurde, entfällt, wenn dieser be¬ 
reits eine Mitteilung aut Grund des negativen Aus¬ 
gangs einer nach § 37 Abs. 1 durchgeführten Unter¬ 
suchung erhalten hat. 

Abschnitt VII 

Übergangs-, Bußgeld- und 
Schlußvorschrilten 

§ 40 

Übergangsvorschrift für den Vertrieb in Tüten 

Saatgut, das in Tüten für Kleinpackungen ver¬ 
packt ist, die den bisher geltenden saatgutrechtlichen 
Vorschriften entsprechen, darf bis zum 1. Juli 1971 
vertrieben werden, wenn zusätzlich die Kategorie 
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des Saatguts auf der Packung angegeben ist. Zur 
Angabe der Kategorie des Saatguts genügt es, wenn 
für Basissaatgut der Buchstabe „B", für Zertifiziertes 
Saatgut der Buchstabe „Z" und für Standardsaatgut 
die Buchstaben „St" angegeben sind. 

§ 41 

Ordoungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 78 Abs. 2 Nr. 1 
des Saatgutverkchrsgesetzes handelt, wer vorsätz¬ 
lich oder fahrlässig 

1. entgegen einer Auflage nach § 12 Abs. 3 Satz 2 
Basissaätgut mit verminderter Keimfähigkeit zu 
anderen Saatzwecken als zur weiteren Vermeh¬ 
rung vertreibt, 

2. entgegen § 22 Satz 1 Saatgut nicht unter der Auf¬ 
sicht eines Probenehmers verpackt, 

3. entgegen § 31 Abs. 2 zum Verschließen der Pak- 
kungen von Standardsaatgut Firmenplomben ver¬ 
wendet, die mit den Plomben für Basissaatgut 
und Zertifiziertes Saatgut verwechslungsfähig 
sind. 

§ 42 

Geltung in Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 87 des Saatgutver¬ 
kehrsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 43 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1968 in Kraft. 


Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
Hermann Höcherl 
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Anlage 1 

(zu § 6 Abs. 1) 


Anforderungen an den Feldbestand 


A. Fremdbesatz mit Arten, Sorten oder Typen von Kulturpflanzen 

1. Von derselben Art dürlen an Pflanzen höchstens vorhanden sein: 


Bei Aussaat an Ort und 

Stelle auf einer Fläche Bei Pflanzung auf 

von 80 m Länge je 1 000 Pflanzen 

und 1,8 m Breite 

Stück Stück 


abweichende andere abweichende andere 

Typen Sorten Typen Sorten 


a) bei Gemüseerbsen und Bohnen 10 

b) bei Spinat, Feldsalat und Schnittpetersilie 20 

c) bei Gurken 4 

d) bei Tomaten 

e) bei Kopf-, Pflück- und Schnittsalat und Endivie 

f) bei Rettich und Radieschen 20 

g) bei Kohl 

h) bei Kohlrabi 

i) bei Herbst-, Mai- und Sloppelrüben, Roten Rüben, 

Schwarzwurzeln und Möhren 

k) bei Speisezwiebeln, Porree, Knollensellcrie und 
Wurzelpetersilie 


1 

5 

1 

5 

5 

2 

5 

5 


1 

10 

10 

10 

20 

20 

20 

10 


0 

2 

1 

2 

2 

2 

2 

2 


2. Bei allen Ariern ist T’renidbesatz mit anderen Arten, die zur Wertminderung führen können, nicht zulässig. 

3. Bei Gemüseerbsen ist Anbau mit einer Stützfrucht zulässig, wenn eine Beurteilung trotz Vorhandenseins 
der Stützfrucht möglich ist. 


B. Unkrautbesatz 

Der Feldbestand und die angrenzenden Feldbestände müssen frei von Unkräutern sein, die zu einer 
unerwünschten Fremdbefruchtung führen können. 


C. Krankheiten 

1. Der Feldbestand darf an Pflanzen, die von folgenden Krankheiten befallen sind, höchstens enthalten: 

Bei Aussaat an Ort und 
Stelle auf einer Fläche 
von 80 m Länge 
und 1,8 m Breite 

Stück Stück 

1 2 3 

a) bei Busch- und Stangenbohnen 
Brennflecken 
Fettflecken 

b) bei Gemüseerbsen 

ßrennfletken 25 


25 

10 


Bei Pflanzung auf 
je 1 000 Pflanzen 









Nr. 40 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 25. Juni 1968 


§99 


Bei Aussaat an Ort und 

Stelle auf einer Fläche Bei Pflanzung auf 

von 80 m Länge je 1 000 Pflanzen 

und 1,8 m Breite 

Stück Stück 

1 2 3 

c) bei Kohl und Kolilrabi 

Schwarzadriqkeit (bak leriell) 10 

Strunkfäulo (Phoina lingani) 0 0 

d) bei Knollensellerie 

BlaUilecken (Septoria) , 10 

e) bei Tomaten 

Stengelfäule (Didymella lycopersici) 
und Bakterien welkc" (Corynobacterium 

micüiganense) 0 0 

2. Bei Gurken dürfen auf 100 Pflanzen höchstens je 5 von Krätze oder Stengelfäule (Sclerotinia) befallen 
sein. Bakterien- oder Fusariumweike sowie Eckige Blattfleckenkrankheit (Pseudomonas lachrymanns] 
dürfen nicht vorhanden sein. 

3. Bei Bohnen und Salat dürfen Viruskrankheiten in größerem Ausmaß nicht vorhanden sein. 

Anmerkung zu Nummer 1 Buchstaben a und b: 

Bei der Auszählung sind nur solche Pflanzen zu berücksichtigen, die einen Krankheitsbefall aufweisen, der 
eine Beeinträchtigung des Saatgutwerts erwarten läßt. 


D. Mindestentfernungen 

1. Zu benachbarten Feldbeständen, die zu einer unerwünschten Fremdbefruchtung oder zur Übertragung den 
Saatgutwert beeinträchtigender Viruskrankheiten führen können, müssen folgende Mindestentfernungen 
eingehalten sein: 

Art Basissaatgut Zertifiziertes Saatgut 

1 2 _ 3 _ 

a) Beta-Arten 1 000 m 500 m 

b) Brassica-Arten 800 m 500 m 

c) alle übrigen Arten 500 m 300 m 

2. Die Entfernungen brauchen nicht eingehalten zu sein, wenn eine ausreichende Abschirmung gegen eine 
unerwünschte Fremdbefruchtung oder Übertragung von Viruskrankheiten vorhanden ist. 

3. Feldbestände von monözischen Spinatsorten sind so zu isolieren, daß eine unerwünschte, den Saatgutweit 
beeinträchtigende Fremdbefruchtung nicht eintreten kann. 


Anlage 2 

(zu § 10 Abs. 3 und § 37 Abs. 2) 


Gewichte der Partien und Proben 


Höchstgewicht des Saatguts einer Partie 

a) Hülsenfrüchte 

20 t 

b) alle übrigen Arten 

5 t 

Mindestgewicht des Saatguts einer Probe 
a) Dicke Bohnen, Puffbohnen 

500 g 

b) Buschbohnen, Stangenbohnen, Gemüseerbsen 

300 g 

c) Mangold, Rote Rüben, Spinat 

100 g 

d) Radieschen, Rettich 

50 g 

e) alle übrigen Arten 

25 g 

f) bei Hybridsorten der unter den Buchstaben c bis e auf¬ 
geführten Arten außer Gurken 

5 g 

g) bei Hybridsorten von Gurken 

200 Körner 
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Anlage 3 

(zu § 12 Abs. 1 und § 28) 


Anforderungen an die Beschaffenheit des Saatguts 

A. Normen 


Ltd. 

Nr. 

Art 

Technische 

Mindest¬ 

reinheit 

Höchstanteil 
an Samen 
anderer Sorten 
derselben Art 

Höchstanteil 
an Samen 
anderer 
Pflanzenarten 

Mindest¬ 

keimfähigkeit 

(in v. H. der 



(in v. H. 

(Stück) 

(in V. H. 

reinen Körner 



des Gewichts) 

des Gewichts) 

oder Knäuel) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

1 

Blunumkoht 

97 


1 

70 

2 

Buschbolnion 

98 

in 100 g 2 

0,1 

80 

:i 

Dicke Boh mal, Ihittbohrien 

98 

in 200 g 2 

0,1 

80 

4 

Endivie 

95 


1 

65 

5 

I'oldsaldt 

95 


1 

65 

f) 

Gein üs(M!)i)S('n 

98 

wie lfd, Nr. 2 

0,1 

80 

7 

Grünkohl 

97 


1 

75 

8 

Gurken 

98 


0,1 

80 

9 

11 c' r 1) s 1 j' ü (' 11 , M c 1 i 1 i i ]) c n, S t o p ]Kd r ü b e n 

97 


1 

80 

10 

Knolkaisellerii^ 

97 


1 

70 

11 

Kohlrabi 

97 


1 

75 

12 

Kopfsaid t 

95 

in 2 g 

10 schwarze 
oder weiße 

0,5 

75 




Samen 



13 

Md iiqoid 

97 


0,5 

70 






(Knäuel) 

14 

Möhren 

95 


1 

65 

15 

Petersilk^ 

97 


1 

65 

1() 

PtlückSaldi, Sch n i Usa1 a t 

95 

wie lfd. Nr. 12 

0,5 

75 

17 

Porree 

97 


0,5 

70 

18 

Radieschen 

97 


1 

75 

19 

Rettich 

97 


1 

75 

20 

Rosenkohl 

97 


1 

75 

21 

Rote Rüben 

97 


0,5 

70 






(Knäuel) 

22 

Rotkohl, Weißkohl 

97 


1 

75 

23 

Schwarzwurzeln 

95 


1 

70 

24 

Spei sez wiebeln 

97 


0,5 

75 

25 

Spinat 

97 

in 5 g 

1 

75 




10 scharfsamige 






oder runde 






Samen 



26 

Stangenbohnen 

98 

wie lfd. Nr. 2 

0,1 

80 

27 

Tomaten 

97 


0,5 

75 

28 

Wirsing 

97 


1 

75 


Anmerkung: 

Bei HülsenfrQchten gelten alle frischen und gesunden, nach Vorbehandlung nicht gekeimten sowie alle 
hartschaligen Körner als gekeimt. 


B. Krankheiten und Schädlingsbefall 

1. Saatgut, das von lebenden Milben oder in größerem Ausmaß von parasitischen Pilzen oder Bakterien 
befallen ist, ist zur Anerkennung oder als Standardsaatgut nicht geeignet. 

2. Saatgut von Hülsen flüchten, das von lebenden Samenkäfern (Bruchidae) befallen ist, ist zur Anerkennung 
oder als Standardsaatgul nicht geeignet. 
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Anlage 4 

(zu § 14 Abs. 3 und § 30 Abs. 4) 

Kennzeichen der Anerkennungsstellen und Nachkontrollstellen 

AZ Landwirtschaftskammer Rheinhessen, Alzey 

B Der Senator für Wirtschaft, Berlin 

BN Der Direktor der Landwirtschaftskammer Rheinland 
als Landesbeauftragter, Bonn 

F Land“ und Forstwirtschaftskammer Hessen-Nassau, Frankfurt (Main) 

FR Regierungspräsidium Südbaden, Freiburg 

H Landwirtschaftskammer Hannover, Hannover 

HB Landwirtschaftskammer Bremen, Bremen 

HH Behörde für Ernährung und Landwirtschaft, Hamburg 
KA Regierungspräsidium Nordbaden, Karlsruhe 

KI Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein, Kiel 

KL Landwirtschaftskammer Pfalz, Kaiserslautern 

KO Landwirtschaftskammer Rheinland-Nassau, Koblenz 
KS Land- und Forstwirtschaftskammer Kurhessen, Kassel 

MS Der Direktor der Landwirtschaftskammer Westfalen-Lippe 
als Landesbeauftragter, Münster 

OL Landwirtschaftskammer Weser-Ems, Oldenburg i. O. 

S Regierungspräsidium Nordwürttemberg, Stuttgart 

SB Landwirtschaftskammer für das Saarland, Saarbrücken 
TU Regierungspräsidium Südwürttemberg-Hohenzollern, Tübingen 
Wü Regierung von Unterfranken, Würzburg 


Etikett 

für Basissaatgut und Zertifiziertes Saatgut 


o 


EWG-NORM 


Anerkennungsstelle; 


Art: 


Sortenbezeichnung; 


Kategorie: 


Anerkennungs-Nr.: 


Verschließung (Monat, Jahr): 


Erzeugerland; 


Angegebenes Gewicht 
der Packung; 

kg 

Zusätzliche Angaben: 



Anlage 5 
(zu § 15 Abs. 1) 


Mindestgröße 115 X 80 mm 
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Anlage 6 

(zu § 30 Abs. 1) 

Etikett 

für Standardsaatgut 

O 

EWG-NORM 

Arl: 

SorLonbezcidinung: 

KdUnjorie: Standardsaatgut 

Bozugs-Nr: 

Verschließung (Monat, Jahr): 

Angegebenes Gewicht 
der Packung: 

Zusätzliche Angaben: 


kg 


Mindestgröße 115 X 80 mm 
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Verordnung 

über die Gleicbsiellung von Anerkennungen und Zulassungen von Saatgut 

(Gleichstellungsverordnung) 

Vom 19. Juni 1968 


Aul: Grund des § 29 Abs. 1 und des § 35 Abs. 1 des 
Saa lg u l, Verkehrsgesetzes vom 20. Mai 1968 (Bun- 
desgeselzbl. I S. 444) wird mit Zustimmung des 
B undesraies verordnet; 

§ 1 

Anerkennungen, die durch eine der in Anlage 1 
aulgeführten Sielten für Saatgut der dort genannten 
Arten und Kategorien ordnungsgemäß erteilt wer¬ 
den, sind einer Anerkennung von Zertifiziertem 
Saatgut nach den Vorschriften des Saatgutverkehrs¬ 
gesetzes gleichgestellt. Der Nachweis der Ordnungs¬ 
mäßigkeit gilt als geführt, wenn 

1. das Saatgut als Zertifiziertes Saatgut oder gemäß 
Spalte 5 der Anlage 1 bezeichnet ist und 

2. aus der Kennzeichnung der Packungen des Saat¬ 
guts hervorgeht, daß 

a) die in Spalte 6 der Anlage 1 genannten An¬ 
forderungen erfüllt sind und 

b) das Saatgut in dem Land, in dem die in Satz 1 
genannte Stelle ihren Sitz hat, oder in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschafts¬ 
gemeinschaft aufgewachsen ist. 

§ 2 

Anerkennungen, die durch eine der in Anlage 2 
aiifgeführten Stellen für Saatgut der dort genannten 
Arten und die dort genannte Kategorie ordnungs¬ 
gemäß erteilt werden, sind einer Anerkennung von 
Basissaatgut nach den Vorschriften des Saatgut¬ 
verkehrsgesetzes gleichgestellt. Der Nachweis der 
Ordnungsmäßigkeit gilt als geführt, wenn 

1. das Saatgut als Basissaatgut oder gemäß Spalte 5 
der Anlage 2 bezeichnet ist, 

2. aus der Kennzeichnung hervorgeht, daß das Saat¬ 
gut in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft aufgewachsen ist und 

3. die übrigen Vorschriften des Saatgutverkehrs¬ 
gesetzes über die Kennzeichnung erfüllt und die 
Packungen des Saatguts durch einen Beauftrag¬ 
ten der Stelle, die die Anerkennung erteilt hat, 
oder unter seiner Aufsicht so verschlossen wor¬ 
den sind, daß der Verschluß beim öffnen der 
Packung verletzt wird und nicht wieder verwen¬ 
det werden kann. 

§ 3 

Anerkennungen, die durch die in Anlage 3 auf¬ 
geführte Stelle für dort genanntes Pflanzgut ord¬ 
nungsgemäß erteilt werden, sind einer Anerken¬ 
nung von Standardpflanzgut nach den Vorschriften 


des Saatgutverkehrsgesetzes gleichgestellt. Der 
Nachweis der Ordnungsmäßigkeit gilt als geführt, 
wenn 

1. das Pflanzgut als Standardpflanzgut oder gemäß 
Spalte 4 der Anlage 3 bezeichnet ist, 

2. aus der Kennzeichnung hervorgeht, daß das 
Pflanzgut ln einem Mitgliedstaat der Europä¬ 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft aufgewachsen ist 
und 

3. die übrigen Vorschriften des Saatgutverkehrs¬ 
gesetzes über die Kennzeichnung erfüllt und die 
Bündel des Pflanzguts so verschlossen sind, daß 
der Verschluß beim öffnen der Bündel verletzt 
wird und nicht wieder verwendet werden kann. 


§ 4 

Anerkennungen, die durch eine der in der An¬ 
lage 1 aufgeführten Stellen für zu Präzisionssaatgut 
aufbereitetes Saatgut von Runkelrüben und Zucker¬ 
rüben ordnungsgemäß erteilt werden, sind einer 
Anerkennung von Präzisionssaatgut nach den Vor¬ 
schriften des Saatgutverkehrsgesetzes und der Hack¬ 
fruchtsaatgutverordnung vom 31. Mai 1968 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 582) gleichgestellt. Der Nachweis der 
Ordnungsmäßigkeit gilt als geführt, wenn 

1. das Saatgut als „Präzisionssaatgut (technisch ein- 
keimiges Saatgut)", „Semences de precision", 
„Sementi di precisione", „Precisiezaad" oder 
„Precision Seed" bezeichnet ist und 

2. aus der Kennzeichnung der Packungen des Saat¬ 
guts hervorgeht, daß 

a) die in Spalte 6 der Anlage 1 genannten An¬ 
forderungen erfüllt sind und 

b) das Saatgut in dem Land, in dem die in Satz 1 
genannte Stelle ihren Sitz hat, oder in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschafts¬ 
gemeinschaft aufgewachsen ist. 


§ 5 

(1) Zulassungen, die durch eine der in Anlage 4 
aufgeführten Stellen für Saatgut der dort genannten 
Arten und die dort genannte Kategorie ordnungs¬ 
gemäß erteilt werden, sind einer Zulassung von 
Handelssaatgut nach den Vorschriften des Saatgut¬ 
verkehrsgesetzes gleichgestellt. Der Nachweis der 
Ordnungsmäßigkeit gilt als geführt, wenn 

1. das Saatgut als Handelssaatgut oder gemäß 
Spalte 5 der Anlage 4 bezeichnet ist und 
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2. die übrigen Vorschriften des Saatgutverkehrs¬ 
gesetzes über die Kennzeichnung erfüllt und die 
Packungen des Saatguts durch einen Beauftrag¬ 
ten der Stelle, die die Zulassung erteilt hat, oder 
unter seiner Aufsicht so verschlossen sind, daß 
der Verschluß beim öffnen der Packung verletzt 
wird und nicht wieder verwendet werden kann 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Handelssaatgut von 
Wiesenfuchsschwanz und Horstrotschwingel, das 
nach dem v30. Juni 1969 außerhalb des Geltungs¬ 
bereichs des Saatgutverkehrsgesetzes zugelassen 
wird. Bis zu dcyrn in Satz 1 genannten Termin zu¬ 


Bonn, den 19. Juni 1968 

D (cr B u n d e s m i n i s t 
Landwirtscha; 
Hermann 


gelassenes und gleichgestelltes Handelssaatgut von 
Wiesenfuchsschwanz und Horstrot schwinge! darf 
noch bis zum 30. Juni 1971 vertrieben werden. 

§ 6 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 87 des Saatgut¬ 
verkehrsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 7 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1968 in Kraft, 


er für Ernährung, 
:t und Forsten 
Höcherl 
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Zertifiziertes Saatgut 


Lia. 

Nr. 

Land 

Stelle 

Arten 

Kategorie 

1 

2 

3 

4 

5 


1 Belgien Office National des De- Getreide, Runkelrüben, Semences certifiees, 

bouches Agricoles et Zuckerrüben, Kartoffeln, Semences certifiees 
Horticoles (ONDAH) Gräser und landwirtschaft- de la premiere multiplica- 

liche Leguminosen tion, Plants certifies 


2 Dänemark 


Danish Seed 
Certification 
Committee 


Gräser außer Wiesen¬ 
schwingel, Rotschwingel, 
Weidelgräsern und 
Wiesenlieschgras; land¬ 
wirtschaftliche Legumi¬ 
nosen außer Futtererbsen, 
Ackerbohnen, Pannoni- 
schen Wicken und 
Zottelwicken 


Certified Seed, Certified 
seed first generation, 
Semences certifiees, 
Semences certifiees de 
la premiere multiplication 


3 Frankreich 

a) Service Officiel de 
Controle et de 

wie lfd. Nr. 1 


Certification (SOC) 



b) Institut des Vins de 

Ertragsreben, 


Consommation 
Courante (IVCC) 

Unterlagsreben 


wie lfd. Nr. 1 


Materials de multiplica¬ 
tion certifiees 


4 Irland 


Department of Agri- wie lfd. Nr. 2 wie lfd. Nr. 2 

culture 


5 Jugoslawien 


a) Institute for Agri¬ 
cultural Research, 
Novi Sad 


b) Zavod za Poljo- 
privrednu Kontrolu; 

Kmetijski Institut 
Slovenije; 

Institute for Agri¬ 
cultural Research, 
Novi Sad; 

L'Institut de 
recherches agro- 
nomiques, 

Sarajevo; 

Zavod za ispitvanje 
sjemena 


landwirtschaftliche 
Leguminosen außer 
Futtererbsen, Acker¬ 
bohnen, Pannonischen 
Wicken und Zottelwicken 

aa) Mais 

bb) Sonnenblumen 


wie lfd. Nr. 2 


F 1 

Prve sortne reprodukcije 


6 Kanada Canadian Seed Growers Zuckerrüben wie lfd. Nr. 2 

Association 


7 Luxemburg Administration des wie lfd. Nr. 1 wie lfd. Nr. 1 

Services agricoles, 

Services de la Prociuction 
vegetale, Ministere de 
l'Agriculture 


8 Neuseeland New Zealand Department Weißklee 

of Agriculture 


wie lfd. Nr. 2 


9 Niederlande Stichting Nederlandse wie lfd. Nr. 1 

Algemene Keuringsdienst 
voor Zaaizaad en Poot- 
goed van landbouw- 
gewassen 
(Stichting NAK) 


Gecertificeerd zaad, 
Gecertificeerd zaad van 
de eerste vermeerdering, 
Gecertificeerd pootgoed 


Anlage 1 

(zu § 1) 


Anforde¬ 

rungen 

6 

I),2),5) 

l)-3) 


1).2),5) 

1 ), 2 ) 

n.3) 

1),3) 

1),4) 

l)r4) 


1),3),5) 

1),2),5) 

1),3) 

1),2),5) 
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Lfd. 

Nr. 


Lond 


Stelle 


Arten 


Kategorie 


Anforde¬ 

rungen 



10 ö.slei r(dch Bundesdnslali für a) landwirtschaftlidie wie lfd. Nr. 2 1), 3) 

Pllanzenbau und Samen- Leguminosen außer 

prülang in Wien; Futtererbsen, Acker- 

Land wirtschaltlicb- höhnen, Pannonisdien 

chemische Bundesver- Wicken und Zottel¬ 
such sa nstalt in Linz; wicken 

Landwirtschaftlich- b) Mais, Sonnen- Original-Hochzucht, 1), 4) 

chemische Versuchs- und blumen Original-Erhaltungszucht 

Lcbensraittel-Unter- 

suc iiungsanstalt für 

Kärnten in Klagenfurt; 

Landwirtschaftlich- 
chemische Versuchs- und 
Untersuchungsanslalt in 
Graz; 

Landesanstalt für 
Pflanzenzucht und Samen¬ 
prüfung in Rinn; 

Chemische Versuchs- 
cinstalt des Landes 
Vorarlberg in Bregenz 

11 Polen Wojewödzki Inspektorat wie lfd. Nr. 2 wie lfd. Nr. 2 1), 3] 

Kontroli Materialu 
Siewnego (WIKMS) in 
Warszawa, Poznan, Toruh, 

Gdaiisk (Danzig), Krakow, 

Sandomierz, Wroclaw 
(Breslau) 

12 Portugal Servigio de Ensaio a) landwirtschaftliche wie lfd. Nr. 2 1), 3) 

de Sementes Leguminosen außer 

Futtererbsen, Acker¬ 
bohnen, Pannonischen 
Wicken und Zottel¬ 
wicken 

b) Mais Hibrido comercial 1),4) 

1^ qualidade 

Statens centrala wie lfd. Nr. 2 wie lfd. Nr. 2 1), 3) 

frokontrollanstalt 

Üstfedni kontrolni a wi® Hd. Nr. 2 Original l)f 4) 

Zkusebni üstav 
zemedelsky v Praze 

Tohumluk Kontrol ve Zuckerrüben wie lfd. Nr. 2 1), 3), 5) 

Sertifikasyon 
Enstitüsü Müdürlügü 

16 Uncfarn Orszcigos Vetömag- Mais, landwirtschaftliche 1. fokü szaporitas 1)» 4) 

felügyelöseg Leguminosen außer 

Futtererbsen, Acker¬ 
bohnen, Pannonischen 
Wicken und Zottelwicken 

wielfd. Nr. 2 1), 3) 

wie lfd. Nr. 2 1),3),5) 

Certified seed 1), 4) 


Veredln igle Staaten California Crop Improve- 

ment Association; 

Idaho Crop Improvement 
Association; 

Illinois Crop Improve¬ 
ment Association; 

lowü Crop Improvement 
Association; 

Minnesota Crop Improve¬ 
ment Association; 

Nevada Department of 
Agricullure; 

Oregon State University, 
Extension Service; 

Washington State Depart¬ 
ment of Agriculture; 

Wisconsin Crop Improve¬ 
ment Association 


a) wie lfd. Nr. 2 

b) Zuckerrüben 

c) Mais 


13 Schweden 

14 Ts che ehe sl o w ak ei 

15 Türkei 
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Lfd. 

Nr, 


Land 


Stelle 


Arten 


Kategorie 


Anforde¬ 

rungen 


1 


2 


3 


4 


5 


() 


18 Vereinigtes National Cerüfying wie lfd. Nr. 2 wie Ifd, Nr. 2 1). 3) 

K ö n) g r c'- i eh A ii t.h o r 11 y, National 

Institute ol Agricultural 
Botany (N.I.A.B.); 

Department of Agriculture 
lor Scotland; 

Ministry of Agriculture 
lor Northern Ireiand 


Anforderungen 


1. Das Saatgut ist unmittelbar erwachsen aus; 

a) anerkanntem Basissaatgut, 

b) anerkanntem Saatgut einer dem Basissaatgut ent- 
sprechenden Kategorie, 

c) anerkanntem Saatgut einer dem Basi.ssaalgut vor¬ 
hergehenden Generation oder 

d) anerkanntem Saatgut einer Generation, die der dem 
Basissaatgut vorhergehenden Generation entspricht. 

Pflanzgut von Kartoffeln darf auch aus Zertifiziertem 
Pflanzgut oder Pflanzgut einer dem Zertifizierten 
Pflanzgut entsprechenden Kategorie erwachsen sein. 

2. Anerkennung des Saatguts sowie Kennzeichnung und 
Verschließung der Packungen des Saatguts nach den 
Vorschriften des Erzeugerlands für Saatgut der in 
Spalte 5 genannten Kategorie. 

3. Anerkennung des Saatguts sowie Kennzeichnung und 
Verschließung der Packungen des Saatguts nach den 
Vorschriften des Erzeugerlands für Saatgut der in 
Spalte 5 genannten Kategorie, das nach dem jeweiligen 
System der Organisation für wirtschaftliche Zusammen¬ 
arbeit und Entwicklung für die sortenmäßige An¬ 
erkennung von Saatgut, das für den internationalen 
Handel bestimmt ist, (OECD-System) gekennzeichnet 
werden soll. Das Saatgut genügt den Anforderungen 
der nach § 7 Abs. 1 Nr, 1 des Saatgutverkehrsgesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen an die Beschaffenheit 
des Saatguts. Zusätzliche Angabe auf dem Etikett in 


einer der Amtssprachen der Europäischen Wirtschafts¬ 
gemeinschaft oder in englicher Sprache, daß die nach 
dieser Verordnung gestellten Anforderungen erfüllt 
sind. 

4. Anerkennung des Saatguts sowie Kennzeichnung and 
Verschließung der Packungen des Saatguts nach den 
Vorschriften des Erzeugerlands für Saatgut der in 
Spalte 5 genannten Kategorie. Prüfung des Feld¬ 
bestands und Probenahme für die Prüfung der Be¬ 
schaffenheit des Saatguts durch Beauftragte der in 
Spalte 3 genannten Stellen. Kennzeichnung der Pak- 
kungen des Saatguts und Verschließung mit einer 
Plombe im Anschluß an die Probenahme durch den 
Beauftragten, der die Probe gezogen hat, oder unter 
seiner Aufsicht. Die m amtlicher Prüfung fest gestellte 
Beschaffenheit des Saatguts genügt den Anforderungen 
der nach § 7 Abs. 1 Nr, 1 des Saatgiitverkehrsgesetzes 
erlassenen , Rechtsverordnungen. Zusätzliche Angabe 
auf dem Etikett in einer der Amtssprachen der Europä¬ 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft oder in englischer 
Sprache, daß die nach dieser Verordnung gestellten 
Anforderungen erfüllt sind. 

5. Bei Präzisionssaatgut von Runkelrüben und Zucker¬ 
rüben hat die Prüfung des Saatguts bei der Anerken¬ 
nung ergeben, daß sich aus mindestens 70 vom Hun¬ 
dert der gekeimten Knäuel nur ein Keimling entwickelt 
und der Anteil an Knäuel mit mehr als drei Keimlingen 
5 vom Hundert der gekeimten Knäuel nicht übersteigt. 


Basissaatgut 


Anlage 2 

(zu § 2) 


Lfd, 

Nr. 

Land 

Stelle 

Arten 

Kategorie 

1 

2 

3 

4 

5 

1 

Belgien 

Office National des Debouches Agri- 
coles et Horticoles (ONDAH) 

Getreide, Runkelrüben, 
Zuckerrüben, Kartoffeln, 
Gräser und landwirtschaft¬ 
liche Leguminosen 

Semences de base, 
Plants de base 

2 

Frankreich 

Service Officiel de Contröle et de 
Certification (SOG) 

wie lfd. Nr. 1 

wie lfd. Nr. i 

3 

Luxemburg 

Administration des Services agricoles, 
Services de la Production vegetale, 
Ministere de LAgriculture 

wie lfd. Nr. 1 

wie lfd. Nr. 1 

4 

Niederlande 

Stichting Nederlandse Algemene 
Keuringsdienst voor Zaaizaad en 
Pootgoed van landbouwgewassen 
(Stichting NAK) 

wie lfd. Nr. 1 

Basiszaad, 

Basis pootgoed 
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Anlage 3 

(zu § 3) 

Standardpflanzgut 


Lfd. 

Nr. 


Land 


Stelle 


Kategorie 


1 2 


3 


4 


1 Fr cink tandi 


Institut des Vins de Consommation Materiels de multiplica- 

Couranle (IVCC) tion Standard 


Anlage 4 
(zu § 5) 

Handelssaatgut 


Lfd. 

Nr. 


Land 


Stelle 


Arten 


Kategorie 


1 


3 


4 


5 


1 Belgien 


2 Frank reich 

3 Lüxend)u rcj 

4 Nieder] an de 


OfFcc National des Dc^bouches 
Agi ieoles et Flortlcoles (ONDAH) 


Servk.e Otticiel de Contröle et de 
Clertiiication (SOC) 

Administration des Services agricoles, wie lfd. Nr. 1 
Services de la Production vegetale, 

MinistcVre de FAgriculture 

Stichting Nedeiiandse Algeniene wie lfd. Nr, 1 

Keiiringsdienst voor Zaaizaad en Poot- 
goed van landbouwgewassen 
(Stichling NAK) 


Straußgräser außer 
Weißem Straußgras; 
Wiesenfuchsschwanz, 
Horstrotschwingel, 

Schaf Schwingel, 

Flainrispe, Gemeine 
Rispe, I lornschotenklee, 
Lupinen außer bitterstoff- 
armen Sorten; Gelbklee, 
Alexandriner Klee, 
Persischer Klee 

wie lfd. Nr. 1 


Semences Commerciales 


wie lfd. Nr. 1 


wie lfd. Nr. 1 


Handelszaad 
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